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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Empfänge bzw. Eeierlichkeiten wur- 
den in dieser Eegislaturperiode aus welchem 
Anlass - außer für ausländische Staatsgäste - 
im Bundeskanzleramt ausgerichtet? 


Antwort des Staatsministers Hermann Grobe 
vom 14. September 2009 

Die beigefügte Eiste enthält die „Empfänge bzw. Eeierlichkeiten“ im 
Bundeskanzleramt auf Einladung entweder der Bundeskanzlerin, des 
Chefs des Bundeskanzleramtes, der Staatsministerin oder der Staats- 
minister bei der Bundeskanzlerin. 

Wegen der Kürze der Beantwortungsfrist wurden die Termine erst ab 
dem Jahr 2007 aufgelistet, da sie ab diesem Zeitpunkt elektronisch er- 
fasst werden (siehe Anlage). 
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„Empfänge bzw. Feierlichkeiten" im Bundeskanzleramt seit 2007 


2007 

Ifd. 

Nr. 

Anlass 

1 

Sternsingerempfang 

2 

Buchvorstellung "Die Bundeskanzler und Ihre Ämter" 

3 

Jahresempfang für den Diplomatischen Korps 

4 

Übergabe der 2 EURO Gedenkmünze 

5 

Empfang für die Sponsoren der documenta 12 

6 

Preisverleihung START SOCIAL 

7 

Empfang für die Gewinnerklasse des Schülerwettbewerbs Politische Bildung 

8 

Ausrichtung des "Girls Day 2007" 

9 

Abschlussfest zum 2. Europäischen Jugendfest 

10 

Eröffnung der Ausstellung "Grenzenlos" 

11 

Empfang zum Start des deutsch-ungarischen Märchenprojektes "Arche Europa" 

12 

Empfang für die ehemaligen Chefs des Bundeskanzleramtes 

13 

Empfang für Polizeikräfte des G8-Gipfels 

14 

Tag der offenen Tür im Bundeskanzleramt (mehrtägig) 

15 

Empfang aus Anlass der Lesung rumäniendeutscher Autoren 

16 

Empfang zur feierlichen Verleihung des Taut-Preises für Architektur 

17 

Empfang für die Preisträger "Jugend forscht" 

18 

Empfang für die Mitglieder des Freundeskreises der Akademie der Künste 

19 

Empfang aus Anlass der Freischaltung des Web-Portals "Ein Netz für Kinder" 

20 

Empfang für die Frauen-Nationalmannschaft (Fußball) 

21 

Weihnachtsfeier für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bundeskanzleramtes 

22 

Jubiläumsveranstaltung "40 Jahre Deutsche Sporthilfe" 

2008 

Ifd.Nr. 

Anlass 

23 

Sternsingerempfang 

24 

Empfang für die "Botschafter" der Charta der Vielfalt 

25 

Entgegennahme der lOC-Trophy des Internationalen Olympischen Komitees 

26 

Karnevalsempfang 

27 

Jahresempfang für den Diplomatischen Corps 

28 

Preisverleihung i.R. des Wettbewerbs "Vielfalt als Chance" 

29 

Empfang zum Start der "Nationalen Initiative Printmedien" 

30 

Empfang für die Teilnehmer der 39. Berufsweltmeisterschaft 

31 

Empfang für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Parlamentarischen Patenschaftsprogramm 

32 

Preisverleihung "Deutscher Schulsportpreis" 

33 

Empfang für die Mitglieder des Diplomatischen Clubs "Willkommen in Berlin" 

34 

Tag der offenen Tür im Bundeskanzleramt (mehrtägig) 

35 

Empfang für die Preisträger "Jugend forscht" 

36 

Preisverleihung START SOCIAL 

37 

Empfang anlässlich des Auftaktes der DFB- Aktion "1000-Tage bis zur WM 2011" 

38 

Empfang anlässlich der Aktion "Deutschland sagt Danke / Migranten der 1 .Generation" 

39 

Empfang für erfolgreiche Olympiateilnehmerinnen und -Teilnehmer "Peking 2008" 

40 

Empfang für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Deutsch - Chinesischen Jugendaustausch 

41 

Empfang im Rahmen des Kongresses "Europa eine Seele geben" 
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42 

Empfang und Auszeichnung für die Teilnehmer des DFB-Wettbewerbes "Fair ist mehr" 

43 

Weihnachtsfeier für die Mitarbeiterinnen u. Mitarbeiter des Bundeskanzleramtes 

44 

Festakt zum 30-jährigen Bestehen des Amtes der Migrationsbeauftragten 

45 

Empfang aus Anlass des Baubeginns am Denkmal für Sinti u. Roma 

2009 

Ifd.Nr. 

Anlass 

46 

Stemsingerempfang 

47 

Veranstaltung "90 Jahre Frauenwahlrecht" 

48 

Empfang für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 2. Internationalen Stiftungssymposiums 

49 

Empfang des Wissenschaftsrates 

50 

Empfang für die Jury-Mitglieder des "Deutschen Computerspielepreises" 

51 

Jahresempfang des Diplomatischen Corps 

52 

Empfang anlässlich des 50-jährigen Jubiläums des Vorlesewettbewerbes des Börsenvereins des Deutschen 
Buchhandels 

53 

Karnevalsempfang 

54 

Empfang für die hauptamtlichen Sozialarbeiter /-innen für den Jugendbereich 

55 

Einbürgemngsfeier 

56 

Empfang für die Mitglieder des "Internationalen Presseclubs" (lAPC) 

57 

Verleihung des Integrationspreises "respekt 2009" 

58 

Aushändigung des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland 

59 

Empfang für die Sachverständigenkommission des Deutschen Historischen Museums 

60 

Empfang für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Parlamentarischen Patenschaftsprogramm 

61 

Empfang für die Preisträger "Jugend forscht" 

62 

Empfang für Intendanten deutschsprachiger Bühnen 

63 

Empfang für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Deutschen Islam Konferenz (DIK) 

64 

Empfang für den Diplomatischen Clubs "Willkommen in Berlin" 

65 

Aushändigung des "Ehrenkreuzes der Bundeswehr für Tapferkeit" 

66 

Empfang für Intendanten von Rundfunkanstalten 

67 

"Tag der offenen Tür" 2009 im Bundeskanzleramt (mehrtägig) 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


2. Abgeordnete 
Erika 
Steinbach 

(CDU/CSU) 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung 
zu der Begebenheit, dass in Istanbul Häuser 
von christlichen Einwohnern mit Plaketten ge- 
kennzeichnet wurden, und zu möglichen Hin- 
tergründen dazu (Quelle: taz vom 27. August 
2009 „Bei Armeniern in Istanbul geht die 
Angst um“)? 


Antwort des Staatssekretärs Reinhard Silberberg 
vom 14. September 2009 


Am 21. August 2009 berichtete die armenische, in Istanbul herausge- 
gebene Zeitung „Agos“, dass Häuser bzw. Wohnungen von Angehöri- 
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gen christlicher Minderheiten in Istanbul - insbesondere von Ar- 
meniern und Griechen - mit Aufklebern oder Markierungen versehen 
worden sein sollen. 

Daraufhin von den deutschen Auslandsvertretungen in der Türkei an- 
gestellte Nachforschungen, u. a. bei einem stellvertretenden Stadtteil- 
bürgermeister armenischer Herkunft, haben ergeben, dass die lokalen 
türkischen Behörden in Istanbul ebenfalls erst durch den genannten 
Zeitungsartikel auf die Vorgänge aufmerksam geworden sind, darauf- 
hin eigene Recherchen angestellt, diese aber nicht zu weiterer Aufklä- 
rung oder Zeugenaussagen geführt haben. Gleiches gilt für die armeni- 
sche Gemeinde in Istanbul, zu der ebenfalls Kontakt aufgenommen 
wurde. Auch andere diplomatische Vertretungen vor Ort (EU-Part- 
ner, USA) verfügen über keine ergänzenden Erkenntnisse. 

Hintergrund und Urheberschaft der Markierungen bleiben weiter 
unklar. Vereinzelt sollen auch Häuser muslimischer Bewohner betrof- 
fen sein. Möglich ist ebenfalls ein Zusammenhang mit der gestiegenen 
Zahl von Einbrüchen in bestimmten Gebieten. Auch ein politischer 
Hintergrund lässt sich nicht ausschließen, aber aktuell nicht erhärten. 

Die Istanbuler Abgeordnete der kurdischen Partei DTP, Sebahat 
Tuncel, hat eine Anfrage an das Präsidium der Türkischen National- 
versammlung mit der Bitte um Stellungnahme des Innenministers 
Be^ir, Atalay zu den Vorgängen gerichtet. Mit einer Antwort ist auf- 
grund der türkischen Parlamentsferien frühestens im Oktober 2009 zu 
rechnen. 

Die Bundesregierung wird die Angelegenheit weiter beobachten und 
hat diesen Anlass genutzt, um erneut das hohe Interesse der Bundes- 
republik Deutschland an der Eage der christlichen Minderheiten in 
der Türkei zum Ausdruck zu bringen. Die Bundesregierung geht da- 
von aus, dass die türkischen Behörden in dieser Sache problembe- 
wusst sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


3. Abgeordneter 

Christian 

Ahrendt 

(EDP) 


In welchem Verhältnis stehen jeweils für die 
Jahre 2000 bis 2009 die Brutto- und Nettobe- 
züge plus sonstige Zahlungen eines in Brüssel 
tätigen/wohnenden verheirateten Bundesbeam- 
ten mit zwei Kindern jeweils in den Besol- 
dungsstufen A 13 bis B9 im Vergleich zu 
einem entsprechenden Angestellten nach BAT 
bzw. TVöD? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 8. September 2009 

Die Bruttomonatseinkünfte eines in Brüssel tätigen Bundesbeamten 
des höheren Dienstes (A 13 bis B 9) werden in den folgenden Tabellen 
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den Bruttomonatseinkünften eines vergleichbaren (tariflichen bzw. 
außertariflichen) Arbeitnehmers für die Jahre 2000, 2005 und 2009 je- 
weils zum Stichtag 1. Januar gegenübergestellt. Ein Vergleich der Net- 
tomonatseinkünfte hängt von individuellen steuerlichen und sozialver- 
sicherungsrechtlichen Merkmalen sowie zu berücksichtigenden priva- 
ten Krankenversicherungsbeiträgen ab. Eine verallgemeinerungsfähi- 
ge Aussage zur Höhe der Nettomonatseinkünfte kann daher nicht ge- 
troffen werden. 

Eür den Vergleich der Bruttomonatseinkünfte werden Einmalzahlun- 
gen, jährliche Sonderzuwendungen/Sonderzahlungen, etwaige Eeis- 
tungsbezahlungsinstrumente sowie der als Abgeltung für Mehrbelas- 
tungen durch hohe Wohnungsmieten im Ausland dienende Mietzu- 
schuss nicht berücksichtigt. Neben den mit der Erage vorgegebenen 
Annahmen (verheiratet, zwei Kinder) wird für die Berechnung unter- 
stellt, dass der Beschäftigte zu den Stichtagen der Berechnung jeweils 
40 Jahre alt ist. 

Dabei setzen sich die Bruttomonatseinkünfte eines Beamten zusam- 
men aus 

• Grundgehalt der Stufe 8 (in der Besoldungsgruppe A 1 3 zuzüglich 
allgemeiner Stellenzulage), 

• Eamilienzuschlag (sog. Verheiratetenzuschlag und Kinderzuschlag) 
und 

• Auslandsbezügen (Auslandszuschlag Stufe 2 für Brüssel, Auslands- 
kinderzuschlag und ein als Ausgleich für die besonderen Belastun- 
gen der Ehepartner im Ausland bestimmter Ehegattenzuschlag für 
Beamte, für die das Gesetz über den Auswärtigen Dienst gilt). 

Die Bruttomonatseinkünfte eines Arbeitnehmers setzen sich unter 
Geltung des BAT (d. h. bis zum 30. September 2005) zusammen aus 

• Grundvergütung (39. Eebensaltersstufe) zuzüglich allgemeiner Zu- 
lage, 

• Ortszuschlag (sog. Verheiratetenzuschlag und Kinderzuschlag) und 

• Auslandsbezügen entsprechend den besoldungsrechtlichen Rege- 
lungen. 

Seit Inkrafttreten des TVöD (d. h. seit 1. Oktober 2005) setzen sich 
die Bruttomonatseinkünfte eines Arbeitnehmers zusammen aus 

• Tabellenentgelt in Stufe 5 der jeweiligen Entgeltgruppe, 

• Besitzstandszulage für kinderbezogene Entgeltbestandteüe sowie 

• Auslandsbezügen entsprechend den besoldungsrechtlichen Rege- 
lungen. 

Bei Eunktionen oberhalb des Tarifgefüges werden Verträge mit einem 
außertariflichen Entgelt, das den Dienstbezügen von vergleichbaren 
Bundesbeamten entspricht, zu Grunde gelegt. 
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1. Stichtag 1. Januar 2000 

1.1 Bezüge eines Beamten 


Besoldungsgruppe 

Bezüge 

A 13 

3.587,75 € 

A 14 

3.810,96 € 

A 15 

4.189,39 € 

A 16 

4.617,04 € 

B 1 

4.784,52 € 

B2 

5.523,07 € 

B 3 

5.835,71 € 

B 4 

6.163,17€ 

B 5 

6.538,86 € 

B 6 

6.893,64 € 

B 7 

7.238,74 € 

B 8 

7.598,45 € 

B 9 

8.045,07 € 


1.2 Vergütung eines Arbeitnehmers 


Vergütungsgruppe / 
at-Vertrag 

Vergütung 

II a 

3.713,63 € 

Ib 

3.977,82 € 

la 

4.296,15 € 

1 

4.779,09 € 



atB2 

wie Beamte 

atB 3 

wie Beamte 

at B 4 

wie Beamte 

at B 5 

wie Beamte 

at B 6 

wie Beamte 

atB 7 

wie Beamte 

at B 8 

wie Beamte 

at B 9 

wie Beamte 


1 .3 Auslandsbezüge eines Beamten / Arbeitnehmers 


Besoldungsgruppe / 
Vergütungsgruppe 

Bezüge von Beamten/ Arbeit- 
nehmern, für die das Gesetz 
über den Auswärtigen Dienst gilt 

A 13, BAT Na 

2.325,91 € 

A 14, BAT Ib 

2.498,13 € 

A 15, BAT la 

2.751,66 € 

A 16, BAT I 

2.907,79 € 

B 1 

2.916,16€ 

B 2, at B 2 

2.953,09 € 

B 3, at B 3 

2.982,14 € 

B 4, at B 4 

2.998,52 € 

B 5, at B 5 

3.291,63 € 

B 6, at B 6 

3.309,37 € 

B 7, at B 7 

3.326,63 € 

B 8, at B 8 

3.571, 17€ 

B 9, at B 9 

3.593,50 € 
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2. Stichtag 1. Januar 2005 

2.1 Bezüge eines Beamten 


Besoldungsgruppe 

Bezüge 

A 13 

3.899,13 € 

A 14 

4.141, 69€ 

A 15 

4.552,97 € 

A 16 

5.017,74 € 

B 1 

5.199,75€ 

B2 

6.002,37 € 

B 3 

6.342,15€ 

B 4 

6.698,03 € 

B 5 

7.106,33 € 

B 6 

7.491,89 € 

B 7 

7.866,95 € 

B 8 

8.257,86 € 

B 9 

8.743,22 € 


2.2 Vergütung eines Arbeitnehmers 


Vergütungsgruppe / 
at-Vertrag 

Vergütung 

II a 

4.051 ,73 € 

Ib 

4.340,01 € 

la 

4.687,31 € 

I 

5.214,24 € 



atB2 

wie Beamte 

atB 3 

wie Beamte 

at B 4 

wie Beamte 

at B 5 

wie Beamte 

at B 6 

wie Beamte 

atB 7 

wie Beamte 

at B 8 

wie Beamte 

at B 9 

wie Beamte 


2.3 Auslandsbezüge eines Beamten / Arbeitnehmers 


Besoldungsgruppe / 
Vergütungsgruppe 

Bezüge von Beamten/ Arbeit- 
nehmern, für die das Gesetz 
über den Auswärtigen Dienst gilt 

A 13, BAT Na 

2.499,24 € 

A 14, BAT Ib 

2.683,55 € 

A 15, BAT la 

2.956,49 € 

A 16, BAT I 

3.124,04 € 

B 1 

3.133,14€ 

B 2, at B 2 

3.173,27 € 

B 3, at B 3 

3.204,74 € 

B 4, at B 4 

3.222,53 € 

B 5, at B 5 

3.537,69 € 

B 6, at B 6 

3.556,97 € 

B 7, at B 7 

3.575,73 € 

B 8, at B 8 

3.838,19 € 

B 9, at B 9 

3.862,46 € 
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3. Stichtag 1. Januar 2009 

3.1 Bezüge eines Beamten 


Besoldungsgruppe 

Bezüge 

A 13 

4.185,56 € 

A 14 

4.442,64 € 

A 15 

4.878,54 € 

A 16 

5.371, 13€ 

B 1 

5.564,04 € 

B2 

6.414,71 € 

B 3 

6.774,83 € 

B 4 

7.152,01 € 

B 5 

7.584,76 € 

B 6 

7.993,40 € 

B 7 

8.390,92 € 

B 8 

8.805,23 € 

B 9 

9.319,64 € 


3.2 Entgelt eines Arbeitnehmers 


Entgeltgruppe / 
at-Vertrag 

Entgelt 

13 

4.579,84 € 

14 

4.866,01 € 

15 

5.311, 15€ 

at B 

5.670,29 € 

atB2 

wie Beamte 

atB 3 

wie Beamte 

at B 4 

wie Beamte 

at B 5 

wie Beamte 

at B 6 

wie Beamte 

atB 7 

wie Beamte 

at B 8 

wie Beamte 

at B 9 

wie Beamte 


3.3 Auslandsbezüge eines Beamten / Arbeitnehmers 


Besoldungsgruppe / 
Entgeltgruppe 

Bezüge von Beamten/ Arbeit- 
nehmern, für die das Gesetz 
über den Auswärtigen Dienst gilt 

A 13, E 13 

2.651,52 € 

A 14, E 14 

2.846,86 € 

A 15, E 15 

3.136,16€ 

A 16 

3.313,74 € 

B 1 , at B 

3.323,38 € 

B 2, at B 2 

3.365,92 € 

B 3, at B 3 

3.399,25 € 

B 4, at B 4 

3.418,11 € 

B 5, at B 5 

3.752,16 € 

B 6, at B 6 

3.772,59 € 

B 7, at B 7 

3.792,46 € 

B 8, at B 8 

4.070,64 € 

B 9, at B 9 

4.096,36 € 






Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 16/14064 


4. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(FDP) 


Wann wird am Standort Ratzeburg der Bun- 
despolizei mit dem Bau der seit zwei Jahren in 
Ratzeburg geplanten zentralen Bereichswerk- 
statt begonnen, und wann ist mit ihrer Fertig- 
stellung zu rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning 
vom 14. September 2009 

Die Baumaßnahme „Errichtung einer regionalen Bereichswerkstatt“ 
für die Bundespolizei am Standort Ratzeburg ist im aktuellen Bewirt- 
schaftungsplan der Bauinvestitionen der Bundespolizei auf Grund des 
dafür erforderlichen Haushaltsmittelbedarfs bis zum Jahr 2013 nicht 
enthalten. Mögliche Planungen könnten in der Vergangenheit nur auf 
örtlicher Ebene erfolgt sein. 

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) ist Eigentümerin 
der Bundespolizeiliegenschaft Ratzeburg und wird gemäß Vereinba- 
rung künftig im steigenden Umfang die Baumaßnahmen im Auftrag 
der Bundespolizei ausführen. 

Gemäß der derzeitigen Vereinbarung über die Ausführung von Bau- 
maßnahmen zwischen der Bundespolizei und der BImA stehen dieser 
ab dem Jahr 2012 wieder Kapazitäten zur Übernahme der Planung 
und Ausführung von Baumaßnahmen für die Bundespolizei zur Verfü- 
gung. Die Bundespolizei wird die BImA zeitgerecht zum Jahr 2012 
mit der Planung und Ausführung der Baumaßnahme in Ratzeburg be- 
auftragen. 


5. Abgeordnete 

Birgit 

Homhurger 

(FDP) 


Wie viele Polizisten aus Deutschland und aus 
der Europäischen Union insgesamt sind der- 
zeit bei der Europäischen Polizeimission 
EUPOL Afghanistan eingesetzt, und wann 
wird aus Sicht der Bundesregierung die Zahl 
der zugesagten 120 deutschen Beamten zur 
EUPOL-Mission in Afghanistan entsandt sein? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning 
vom 14. September 2009 

Derzeit sind insgesamt 264 internationale Experten für die Europäi- 
sche Polizeimission EUPOL Afghanistan tätig. Davon sind 171 Poli- 
zisten und 93 andere zivile Experten. Deutschland stellt mit 49 Mit- 
gliedern das weitaus stärkste Kontingent. Kontinuierlich stellt 
Deutschland einen Anteil von 20 bis 25 Prozent des Gesamtpersonals 
der Mission. Von den 49 deutschen Mitgliedern sind 36 Polizisten und 
13 andere zivile Experten. Deutschland stellt zudem beide stellvertre- 
tenden Missionsleiter, einen für den Bereich Polizei und einen für den 
Bereich Rechtsstaatlichkeit. 

Die Bundesregierung setzt sich für einen weiteren Aufwuchs der 
EUPOL-Mission ein. Wie schnell der angestrebte Aufwuchs erfolgen 
kann, wird auch von der Bereitschaft der EU-Mitgliedstaaten und von 
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Drittstaaten abhängen, das entsprechende Personal zur Verfügung zu 
stellen. 

Neben der Beteiligung an EUPOL-Afghanistan engagiert sich 
Deutschland mit Nachdruck auch büateral für den Polizeiaufbau Af- 
ghanistan. Das Deutsche Polizeiberaterteam (German Police Project 
Team, GPPT) ergänzt die Tätigkeit von EUPOL durch bilaterale Aus- 
bildungs-, Bau- und Ausstattungsprojekte sowie durch Ausbildung auf 
Distriktebene in Nordafghanistan, was auch von EUPOL begrüßt 
wird. Derzeit sind 24 Langzeitexperten und 30 Kurzzeittrainer ent- 
sandt. Bis zu 45 Eeldjäger werden zur Vermittlung von Basisfertigkei- 
ten im Polizeibereich und im Rahmen des Eocused District Develop- 
ment-Programms (EDD) eingesetzt. 


6. Abgeordneter 
Omid 
Nouripour 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Abschiebungen wurden in den Mo- 
naten Juli, August 2009 in den Iran vollzogen 
(bitte nach Kalenderwochen aufschlüsseln)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 15. September 2009 

Nach den Statistiken der Bundespolizei wurde im Juli 2009 eine Ab- 
schiebung in den Iran vollzogen, die in der 27. Kalenderwoche statt- 
fand. Die Datenerhebung für den Monat August 2009 ist noch nicht 
abgeschlossen. 


7. Abgeordnete 

Petra 

Pan 

(DIE LINKE.) 


Welche Anstrengungen hat die Bundesregie- 
rung unternommen, um die sterblichen Über- 
reste des Beamten der GSG 9, der am 7. April 
2004 bei einem Überfall auf einen Konvoi der 
deutschen Botschaft im Irak getötet wurde, zu 
finden und zu bergen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning 
vom 17. September 2009 

Bei einem Überfall auf einen Konvoi der deutschen Botschaft im Irak 
am 7. April 2004 wurden zwei Beamte der GSG 9 getötet. Am 24. Ap- 
ril 2004 konnte durch US-Marines die Leiche eines der beiden getöte- 
ten Beamten geborgen und im Anschluss nach Deutschland überführt 
werden. Die Leiche des zweiten Beamten wurde bisher nicht gefun- 
den. Die Bundesregierung unternimmt alles in ihrer Macht stehende, 
um die sterblichen Überreste eines getöteten Beamten der GSG 9 zu 
finden und zu bergen. Hierzu gehören u. a. Gespräche durch alle Re- 
gierungsebenen zwischen beiden Ländern, mit den alliierten Streit- 
kräften, mit Vertretern ziviler Hilfsorganisationen und mit regional 
Verantwortlichen. Auch sämtliche nachrichtendienstliche Möglich- 
keiten werden genutzt. 
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Die Bundesregierung weist allerdings darauf hin, dass derzeit in dieser 
Krisenregion mit Aussicht auf Erfolg keine Vor-Ort-Ermittlungen 
möglich sind, ohne weitere Beamte einer erheblichen Gefährdung aus- 
zusetzen. 


8. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(DIE EINKE.) 


Wie wurden die Angehörigen des getöteten Be- 
amten durch das Bundesministerium des In- 
nern betreut und über die Bemühungen zur 
Auffindung der sterblichen Überreste infor- 
miert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning 
vom 17. September 2009 

Bis zum heutigen Tag tragen das Bundesministerium des Innern und 
die GSG 9 der Bundespolizei dafür Sorge, dass die Angehörigen der 
getöteten Beamten ein Höchstmaß an individueller Eürsorge erfahren. 
Die Rücksicht auf diese Angehörigen verbietet eine öffentliche Dar- 
stellung der Einzelmaßnahmen. 


9. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE EINKE.) 


Wie haben sich der Personalbestand der Bun- 
despolizei und die „Grenzkriminalität“ im 
Eandkreis Görlitz seit 2005 entwickelt, und in- 
wieweit sieht die Bundesregierung angesichts 
der sich derzeit häufenden Autodiebstähle 
usw. dazwischen einen Zusammenhang? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 17. September 2009 

Mit der Neuorganisation sind die Voraussetzungen geschaffen wor- 
den, die Bundespolizei auf sich ändernde Rahmenbedingungen und 
Anforderungen einzustellen. Zahlreiche der in der Region tätigen Poli- 
zeivollzugsbeamten sind in der Vergangenheit für stationäre Personen- 
kontrollen an den Grenzen zu Polen und zur Tschechischen Republik 
eingesetzt worden. Diese Aufgabe ist mit der Erweiterung des Schen- 
gen-Raumes entfallen. Zusammen mit den weiteren Zielen der Neuor- 
ganisation folgt hieraus zwingend, dass der Kräftebedarf auch im Be- 
reich Görlitz angepasst werden muss. 

Unabhängig von einer mittelfristig zu erwartenden Anpassung der 
Personalstärke an die neue Aufgabenstruktur hat sich der Bestand an 
Stammpersonal im Eandkreis Görlitz aktuell nicht wesentlich verän- 
dert. Die Umsetzung der Neuorganisation der Bundespolizei wird ins- 
besondere unter Berücksichtigung der jeweiligen Eagen vor Ort und 
auch der sozialen Belange der betroffenen Beschäftigten in einem ge- 
botenen Zeitrahmen erfolgen. Aus diesem Grund kann zurzeit kein 
Zusammenhang zwischen einem vermeintlichen Personalabbau und 
einer aktuellen Entwicklung in der Kriminalitätsstatistik hergestellt 
werden. 
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Zur Entwicklung der „Grenzkriminalität“ und der Entwicklung des 
Personalbestandes der Bundespolizei im Eandkreis Görlitz ist Eolgen- 
des anzumerken: 

Die polizeiliche Kriminalitätsstatistik weist für den Eandkreis Görlitz 
im Zuständigkeitsbereich der Bundespolizei von 2005 bis Juni 2009 
insgesamt einen deutlichen Rückgang der registrierten Straftaten aus. 
Angaben zur allgemeinen Kriminalität (z. B. Autodiebstähle) in den 
grenznahen Regionen obliegen den zuständigen Eändern. Entspre- 
chende (regionale) Statistiken werden von der Bundesregierung nicht 
geführt. 

Die Aufgaben der Bundespolizei unterscheiden sich grundlegend von 
denen der Polizeien der Eänder. Entsprechend waren auch Vorbeu- 
gung und Verfolgung von Autodiebstählen nicht primär Gegenstand 
der nun weggefallenen stationären Grenzkontrollen. 

Dennoch reagiert die Bundespolizei auf die aktuellen Eageentwicklun- 
gen und leistet der Eandespolizei umfängliche Unterstützung. 

Die Bundespolizei erhält ihre sichtbare Präsenz im Grenzraum auf- 
recht und bleibt damit ein starker Sicherheitspartner. Seit dem Wegfall 
der Grenzkontrollen hat sie ihre Streifentätigkeit im Grenzraum sogar 
deutlich erhöht und leistet damit auch über ihren gesetzlichen Auftrag 
hinaus einen wesentlichen Beitrag zur Bekämpfung der Kriminalität 
und zur Stärkung des Sicherheitsgefühls der Bevölkerung vor Ort. 


10. Abgeordnete 

Grietje 

Staffelt 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchen Bundesministerien und jeweüs an 
welcher Stelle werden offene Standards (open 
sources, offene Eormate) verwendet (bitte mit 
Aufzählung der einzelnen Bundesministerien)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 16. September 2009 

Die Bundesregierung verwendet offene Standards und Open Source 
Software in großem Umfang, soweit diese die Definitionen aus 
SAGA 4.0 (Standards und Architekturen für E-Government-Anwen- 
dungen) bezüglich der Offenheit von Standards erfüllen. Danach sind 
folgende Mindestanforderungen für die Aufnahme eines offenen 
Standards in SAGA definiert: 

a) Der Standard wurde veröffentlicht und die Dokumentation der 
Standardspezifikation ist entweder kostenlos oder maximal gegen 
eine Schutzgebühr erhältlich. 

b) Das geistige Eigentum (beispielsweise in Eorm von Patenten) am 
Standard oder an Teilen des Standards ist möglichst lizenzkosten- 
frei benutzbar. 

c) Die Verwendung des Standards ist für die Bundesverwaltung und 
die Nutzer ihrer Dienstleistungen uneingeschränkt möglich. 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 13 - 


Drucksache 16/14064 


d) Der Standard muss auch in Zukunft veröffentlicht und frei nutzbar 
bleiben. Da die heutigen IT-Landschaften eine riesige Anzahl von 
Standards beinhalten, konnte eine Beantwortung dieser Frage in 
der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit nur überblicksartig 
erfolgen. Die nachfolgende Auflistung gibt daher lediglich die nach 
Einschätzung der Bundesministerien wichtigsten offenen Stan- 
dards und ihren jeweiligen Einsatzbereich wieder: 
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Bundes- 

ministerium 

Offener Standard 

Stelle (Verfahren/System), in dem der 

Standard verwendet wird 

AA 

ODF 

(= Open Document Format; XML- 
basiertes Dokumentenformat für 

Texte, Tabellenkalkulationen, Prä- 
sentationen und andere Office- 

Dokumente) 

Gesamte weltweite IT 


HTML 

(= Hypertext Markup Language; 
Programmiersprache, um Hyper- 
texte im World Wide Web zu publi- 
zieren) 

Gesamte weltweite IT 


debian Linux 

(Open-Source-Betriebssystem) 
nach Posix-Standard (= Portable 
Operating System Interface; Stan- 
dard für die Portabilität von Appli- 
kationen auf Quellcode-Ebene) 

Gesamte weltweite IT 


SMTP 

(= Simple Mail Transfer Protocol; 
Protokoll für den E-Mail-Transport) 

Gesamte weltweite IT 


IMAP 

(= Internet Message Access Proto- 
col; Anwendungsprotokoll für den 
Zugriff auf und die Verwaltung von 
E-Mails) 

Gesamte weltweite IT 


SSL 

(= Secure Sockets Layer; Netz- 
werkprotokoll zur sicheren Über- 
tragung von Daten) 

Gesamte weltweite IT 


TCP/I P 

(= Transmission Control Protocol / 
Internet Protocol; Sammlung von 

Netzwerkprotokollen für den Da- 
tenaustausch in Netzwerken) 

Gesamte weltweite IT 
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Bundes- Offener Standard Stelle (Verfahren/System), in dem der 

ministerium Standard verwendet wird 

XML Gesamte weltweite IT 

(= Extensible Markup Language; 

Programmiersprache, mit der Da- 
ten strukturiert abgebildet werden) 

SQL Datenbanken in gesamter weltweiter IT 

(= Structured Query Language; 

Datenbanksprache zur Definition, 

Abfrage und Änderung von Daten 
in relationalen Datenbanken) 

Java Webapplikationen in gesamter weltweiter 

(objektorientierte und plattformu- IT 
nabhängige Programmiersprache) 

PHP Gesamte weltweite IT 

(= PHP: Hypertext Preprocessor; in 

HTML eingebettete Skriptsprache 

für die Entwicklung von Web- 

Applikationen) 

DTP Gesamte weltweite IT 

(= Unicode Transformation Format; 

Standard für die Darstellung und 
Kodierung von Zeichen) 

MIME Gesamte weltweite IT 

(=Multipurpose Internet Mail Exten- 
sions; Standard-Internetprotokoll 
für die Spezifikation von Datenty- 
pen beim E-Mail-Transport) 
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Bundes- Offener Standard Stelle (Verfahren/System), in dem der 

ministerium Standard verwendet wird 

PDF Gesamte weltweite IT 

(= Portable Document Format; von 
Adobe entwickelter und weitge- 
hend offen dokumentierter Stan- 
dard für die Langzeitarchivierung 
von Dokumenten; von der Interna- 
tionalen Standardisierungs- 
organisation ISO anerkannt; in 
SAGA mit folgender Einschränkung 
aufgenommen: speziell für nicht 
zur Weiterbearbeitung vorgesehe- 
ne Textdokumente sowie zur Un- 
terstützung von Formularen und 
barrierefreien Textdokumenten) 

JPEG Gesamte weltweite IT 

(= Joint Photographie Experts 
Group; Format für Bilddaten) 

WebDAV Gesamte weltweite IT 

(= WWW Distributed Authoring 
and Versioning; Standard zum 
Schreiben und Verändern von Da- 
teien in Netzwerken) 

LDAP Gesamte weltweite IT 

(= Lightweight Directory Access 
Protocol; Internet-Protokoll für den 
Zugriff auf Verzeichnisdienste) 

BMI Suse Linux BMI-Hintergrundsysteme 

(Open-Source-Betriebssystem) 

MySQL 

(Open-Source-Datenbank- 
Management-System) 


BMI-Suchmaschine (Pilot im IT-Stab und 
in der Z) 
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Bundes- Offener Standard Stelle (Verfahren/System), in dem der 

ministerium Standard verwendet wird 

Wiki Wissensmanagement-Pilot IT-Stab 

(Open-Source-Content- 
Management-System für Darstel- 
lung und den Austausch von Infor- 
mationen) 

Offene File-Formate (z. B. auf Ba- Konverter im Office 
sis von ODF) 

BMJ ODF Unterstützung im Rahmen von Office- 

Anwendungen 

XJustiz Bundesgerichte (Elektronisches Ge- 

(Datensatz im XML-Format mit richts- und Verwaltungspostfach, EGVP) 

Festlegungen zur Übertragung 
strukturierter Daten im elektroni- 
schen Rechtsverkehr) 

XJustiz Bundesamt für Justiz (diverse IT- 

Verfahren) 

ISIS-MTT Bundesgerichte (Elektronisches Ge- 

(=lndustrial Signature Interoperabi- richts- und Verwaltungspostfach, EGVP) 

lity Specification - MailTrusT ; Spe- 
zifikation der Grundlagen, Stan- 
dards und Profile für die Umset- 
zung von Sicherheitskonzeptionen) 

J2EE IT-Verfahren des Deutschen Patent- und 

(=Java 2 Platform Enterprise Editi- Markenamtes 

on; Spezifikation, die eine Reihe 

von Programmierschnittstellen und 

einen Entwicklungsprozess für die 

Entwicklung und Integration von 

Anwendungen festlegt); 

JDBC 

(=Java Database Connectivity; 

Schnittstelle für die Datenbankpro- 
grammierung in der Programmier- 
sprache Java) 
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Bundes- 

ministerium 

Offener Standard 

Stelle (Verfahren/System), in dem der 

Standard verwendet wird 


PDF 

IT-Verfahren der Bundesverwaltung 


SHA-1 

(= Secure Flash Algorithm; Algo- 
rithmus für Verschlüsselungs- 
Funktionen) 

Kryptoverfahren der Bundesverwaltung 

BMF 

Open-Source-Software und Ent- 
wicklungswerkzeuge: 

Eclipse 

(Open-Source-Entwicklungs- 
werkzeug, auch als Basis für 
Client-Anwendungen), 

JBoss 

(Open-Source-Application Server 
für die Erstellung und Darstellung 
Webanwendungen), 

Tomcat 

(Open-Source-Application Server 
für die Erstellung und Darstellung 
Webanwendungen), 

Gimp 

(Open-Source- 

Bildbearbeitungstool), 

Linux, 

PHP) 

Verwendung von Entwicklungsstandards 
im ZIVIT (zentrale IT-Dienstleister der 
Bundesfinanzverwaltung) bei der Ent- 
wicklung von kleineren und mittleren IT- 

Verfahren , Z.B.: 

• Datscha (IT-Verfahren für den 
Datenschutz) 

• ITR4Web (IT-Verfahren für IT- 
Rahmenplanung) 

• CCN / CSI (Kommunikationssoft- 
ware für den Datenaustausch 
zwischen EU-Mitgliedsstaaten) 

• EBTI 3 (Verfahren zum Aus- 
tausch von verbindlichen Zollta- 
rifauskünften) 

• WUP-Online (Informationssystem 
für Warenursprung und Präferen- 
zen) 

• Artenschutz-online (Informations- 
system zum Artenschutz) 

• RegioDat (Informationssystem 
zur Ermittlung statistischer Daten) 

• Zollauktion (Virtuelle Versteige- 
rungsplattform der Bundeszoll- 
verwaltung) 

Deren Einsatz erfolgt in der Bundesfi- 
nanzverwaltung bzw. teilweise in der 
Bundesverwaltung 


OpenLDAP 

(Open-Source-Implementierung 
von LDAP, Verzeichnisdienst) 

Wird in der als Benutzerauthentifizierung 

für verschiedene IT-Verfahren der Bun- 
desfinanzverwaltung eingesetzt 


Firefox 

(Open-Source-Internetbrowser) 

Wird in verschiedenen Behörden der 

Bundesfinanzverwaltung eingesetzt 


Open Office 

(Open-Source- 

Wird als Office-Software in Teilen der 

Bundeszollverwaltung eingesetzt 


Bürokommunikations-Software) 
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Bundes- 

ministerium 

Offener Standard 

Stelle (Verfahren/System), in dem der 

Standard verwendet wird 


Exodus 

(Open-Source-Instant Messenger) 

Wird im ZIVIT als System für Nachrich- 
tensofortversand eingesetzt 


Linux 

(Open-Source-Betriebssystem) 

Wird als Betriebssystem in verschiede- 
nen produktiven IT-Verfahren der Bun- 
desfinanzverwaltung eingesetzt. 


OGUN 

(Open-Source-Portalsoftware) 

Wird im ZIVIT für den personalisierten 

Zugriff auf das Intranetangebot verwen- 
det 

BMWi 

Internetbrowser 

APC-Client (Arbeitsplatzrechner) 


Linux 

Betriebssystem mit mehreren Fachver- 
fahren 


Apache 

(Open-Source-Webserver), 

Tomcat 

Einsatz in diversen Verfahren: Epos, 

ITR4Web, NormAnOnline u.a. 


Squid 

(Open-Source-Proxyserver zur 
Zwischenspeicherung von Websei- 
ten) 

Proxy-Server 

BMAS 

ODF 

Lesen über Konverter in Windows mög- 
lich (Eigenprogrammierung) 


HTML 

Webanwendungen 


SMTP 

(= Simple Mail Transfer Protocol; 

Standard-Internetprotokoll für den 

Austausch und Transport von E- 

Mails) 

Gesamte IT 


SSL 

Gesamte IT / Webanwendungen 


TCP/IP 

Gesamte IT 


XML 

Gesamte IT 


Java 

Gesamte IT / Webanwendungen 


PHP 

Gesamte IT 


Gesamte IT 
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Bundes- 

ministerium 

Offener Standard 

Stelle (Verfahren/System), in dem der 

Standard verwendet wird 


UTF 

Gesamte IT 


MIME 

Gesamte IT 


PDF 

Gesamte IT / Datenaustausch 


JPEG 

Gesamte IT / Grafik 


TIFF 

(= Tagged Image File Format; Bild- 
datenformat) 

Gesamte IT / Grafik 


LDAP 

Gesamte IT / Verzeichnisdienst 


ZIP 

(Format für die Datenkompression) 

Gesamte IT 


IPsec 

(= Internet Protocol Security; Si- 
cherheitsprotokoll für die Kommu- 
nikation über IP-Rechnernetze) 

Gesamte IT / VPN 

BMELV 

ODF 

IT-Nutzerservice und Arbeitsplätze, an 

denen häufiger entsprechende Doku- 
mente eingehen oder zu erstellen sind 


OOXML 

(=Office Open XML; XML-basiertes 

Dokumentenformat für Texte, Ta- 
bellenkalkulationen, Präsentatio- 
nen und andere Office- Doku mente) 

IT-Nutzerservice und Arbeitsplätze, an 

denen häufiger entsprechende Doku- 
mente eingehen oder zu erstellen sind 


PDF 

IT-Nutzerservice und Arbeitsplätze, an 

denen häufiger entsprechende Doku- 
mente zu erstellen sind 

BMVg 

Apache Webserver 

IT-AmtBw (Bundesamt für Informations- 
management und Informationstechnik 
der Bundeswehr) 


ZOPE 

(Open-Source-Application Server 
für Webanwendungen) 

IT-AmtBw 


MySQL 

IT-AmtBw 
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Bundes- 

ministerium 

Offener Standard 

Stelle (Verfahren/System), in dem der 

Standard verwendet wird 


LINUX 

SINA (Sichere Inter-Netzwerk- 
Architektur) 


SNORT 

(Open-Source-Software zur 
Erkennung von Angriffen auf ein 
Computersystem) 

IT-AmtBw 


SAMBA 

(Open-Source-Software zur Bereit- 

steiien von Netzwerkressourcen 

eines Servers) 

IT-AmtBw 


V-Modeii XT 

(Vorgehensmodeii zur Pianung und 
Durchführung von IT-Vorhaben) 

IT-AmtBw 


SQL 

Geschäftsbereich BMVg 


PNG 

(=Portabie Network Graphics; Da- 
teiformat für Grafiken) 

Geschäftsbereich BMVg 


MPEG2 

(=Moving Picture Experts Group; 
Standard für komprimiertes digita- 
ies Video) 

Geschäftsbereich BMVg 


XML 

Geschäftsbereich BMVg 


POPS 

(=Post Office Protocoi; Übertra- 
gungsprotokoii für den Zugriff auf 
E-Maiis) 

Geschäftsbereich BMVg 


LDAP 

Geschäftsbereich BMVg 


HLA 

(=High Levei Architecture; 

Softwarearchitektur für verteiite 

Simuiationen) 

IT-AmtBw 


Weitere wie z. B. TCP/IP 
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Bundes- 

ministerium 

Offener Standard 

Stelle (Verfahren/System), in dem der 

Standard verwendet wird 

BMFSFJ 

ODF 

• Personaiinformationssystem 

EPOS 2.0 (Format für Auswer- 
tungen). 

• Über OpenOffice portabie können 

von externen Kommunikations- 
partnerinnen eingehende eiektro- 

nische Dateien zur Weiterverar- 
beitung gewandeit werden. 


HTML, XML, 

XSD 

(=Extensible Markup Language 

Schema Definition; Standard für 

die strukturierten Beschreibung von 
Daten im XML-Format) 

Intranet 


Java EE 

(Java Piatform Enterprise Edition; 

Spezifikation, die eine Reihe von 

Programmierschnittsteiien und ei- 
nen Entwickiungsprozess für die 
Entwickiung und Integration von 
Anwendungen, Nachfoiger von 

J2EE) 

Personalinformationssystem EPOS 2.0 


PDF/A 

(=PDF Archive; in SAGA aufge- 
nommen ais Standard für Lang- 
zeitarchivierung von Texten und 
Präsentationen) 

in Planung im Bereich Archivierung, digi- 
tale Signatur 

PDF - als Dateiaustauschformat 


IPsec 

Aufbau virtueller privater Netzwerke 

(VPN) 

BMG 

HTML, SSL 

Intranet, Internet 


Java 

Webanwendungen 


PDF 

Datenaustausch 


ODF 

Bürokommunikation 
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Bundes- 

ministerium 

Offener Standard 

Stelle (Verfahren/System), in dem der 

Standard verwendet wird 


ZIP 

Datenkomprimierung 


SQL 

Datenbankanwendungen 


IMAP, SMTP 

Bürokommunikation 


TCP/I P 

Netzwerk 


LDAP 

Verzeichnisdienst 

BMVBS 

TIFF-Format 

Dokumentenmanagementsystem 


PDF/A 

Druck / Dokumentenaufbereitung 


div. XML-Formate 

div. Anwendungen 

BMU 

Open SSL 

(Open-Source-Software für die 
Verschlüsselung von Daten) 

BMU, Verschlüsselung Webmail-Zugang 


ODF 

BMU, OpenOffice-Konverter 


PDF/X 

(Untermenge des PDF-Formates 
speziell für die Anforderungen von 
Drucksystemen) 

BMU, FreePDF 


OOXML 

BMU, Microsoft Office (lesend) 


XML 

BMU, verschiedene Verfahren/Systeme 


HMTL 

BMU, zahlreiche Verfahren/Systeme 


PNG 

BMU, zahlreiche Verfahren/Systeme 

BMBF 

IT-Grundschutz 

(Standards des BSI die Empfeh- 
lungen zu Methoden, Prozessen 
und Verfahren sowie Vorgehens- 
weisen und Maßnahmen mit Bezug 

zur Informationssicherheit enthal- 
ten) 

IT-Sicherheit 


HTML 

Intranet, Webanwendungen 


PDF 

Datenaustausch 


ODF 

Bürokommunikation 
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Bundes- 

ministerium 

Offener Standard 

Stelle (Verfahren/System), in dem der 

Standard verwendet wird 


ZIP 

Datenkompression 


LDAP 

Verzeichnisdienst 


Open-Source-Software 

Server-Betriebssystem 


Open-Source-Software 

Appiikationsserver 


Open-Source-Software 

Webserver 


Open-Source-Software 

Personaiverwaitungssystem 


Open-Source-Software 

Komponente für Datenkompression 


Open-Source-Software 

Medienpiayer 

BMZ 

PDF, ODF 

Bürokommunikation, Dokumentenmana- 
gement 


Linux 

Serverumgebung 


Apache, Tomcat, SAMBA 

Epos, webbasierte Anwendungen 


HTML, XML 

Intranet 


11. Abgeordnete 

Grietje 

Staffelt 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist die Berücksichtigung von quelloffenen oder 
lizenzkostenfreien Eormaten regelmäßig Teil 
der IT-Ausschreibungen der Bundesministe- 
rien und Verwaltungen des Bundes (bitte auf- 
schlüsseln nach Bundesministerien)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 16. September 2009 

Ja. Grundsätzlich erfolgt regelmäßig die Berücksichtigung quelloffe- 
ner und lizenzkostenfreier Eormate in Vergabeverfahren der Bundes- 
verwaltung. Bei Ausschreibungen werden quelloffene oder lizenzkos- 
tenfreie Eormate in der Regel nicht ausgeschlossen, stehen aber im 
Wettbewerb mit kommerziellen Produkten. Daher erfolgt die letztend- 
liche Auswahl bzw. Zuschlagserteilung an eine bestimmte Software/ 
ein bestimmtes System auf Grundlage der spezifischen Bewertung al- 
ler Anforderungen an die zu beschaffenden Produkte und Leistungen 
und entsprechend den Vorschriften des Vergaberechtes. 

Auch hier wird der Begriff des „quelloffenen und lizenzkostenfreien 
Eormates“ im Sinne des Begriffes eines „offenen Standards“ entspre- 
chend Erage 10 behandelt. 
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Die aufgeschlüsselten Angaben der Bundesministerien sind in der 
Übersicht angegeben: 

Bundes- Berücksichtigung quelloffe- Eriäuterungen 

ministerium ner und lizenzkostenfreier 

Formate 

(Ja/Nein) 

AA Ja Entsprechend seiner langjährigen IT- 

Strategie der konsequenten Ausrichtung auf 
quelloffene und offenen und frei verfügbaren 
Standards entsprechende Informationstech- 
nik werden im Auswärtigen Amt gezielt quell- 
offene, lizenzkostenfreie, offenen und frei 
verfügbaren Standards entsprechende IT- 
Produkte und -Anwendungen ausgeschrie- 
ben und beschafft bzw. entwickelt. 

BMI Ja 

BMJ Ja Offene Formate werden bei Ausschreibungen 

des BMJ und dessen Geschäftsbereich dis- 
kriminierungsfrei berücksichtigt. 

Die Entscheidung für eine bestimmte IT- 
Lösung erfolgt im Einklang mit dem öffentli- 
chen Vergaberecht jedoch immer nach Be- 
wertung der Wirtschaftlichkeit und Leistungs- 
fähigkeit. 

Soweit IT-Lösungen, die bestimmte Funkti- 
onsformate verarbeiten sollen (z.B. Office- 
Formate oder Grafikformate), Gegenstand 
der Ausschreibung sind, wird darauf Wert 
gelegt, dass auch marktgängige offene For- 
matalternative unterstützt werden. 
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Bundes- Berücksichtigung quelloffe- Erläuterungen 

ministerium ner und lizenzkostenfreier 

Formate 

(Ja/Nein) 

BMF Ja Produkte und Leistungen werden grundsätz- 

lich produktneutral ausgeschrieben. Dabei 
erhält das wirtschaftlichste Angebot den Zu- 
schlag. Anbieter von quelloffenen oder 
lizenzkostenfreien Formaten können sich 
selbstverständlich an diesen Ausschreibun- 
gen beteiligen und werden berücksichtigt. 

Ein aktuelles Bespiel aus dem ZIVIT stellt die 
Ausschreibung für Rahmenverträge für Un- 
terstützungsleistungen in der Softwareent- 
wicklung dar. Flier sind im Bereich "Web- 
Entwicklung" Erfahrung mit Open-Source- 
Entwicklungswerkzeugen als ein Leistungs- 
merkmal explizit beschrieben. 

BMWi Ja Im Ressort BMWi spielt der Einsatz von 

Open-Source vor allen Dingen im Bereich der 
Server eine große Rolle. Quelloffene und 
lizenzfreie Formate werden bei Ausschrei- 
bungen berücksichtigt. 

BMAS Ja Bei eilen anwendungsrelevanten eigenen 

Ausschreibungen, ansonsten Beschaffungen 
über RV des Beschaffungsamtes des BMI. 

BMELV Ja Allerdings erfolgen Beschaffungen in erster 

Linie aus Rahmenverträgen im Kaufhaus des 
Bundes 

BMVg Ja Offene Standards werden im Rahmen von 

Ausschreibungsverfahren berücksichtigt. 
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Bundes- 

ministerium 

Berücksichtigung quelloffe- 
ner und lizenzkostenfreier 

Formate 

(Ja/Nein) 

Erläuterungen 

BMFSF 

Ja 

Das BMFSFJ unterstützt den Einsatz von 

quelloffener und lizenzkostenfreier Software 

(Open-Source-Software) im Flaus 

Jede Beschaffung von IT-Software erfolgt 
jedoch unter Berücksichtigung der individuel- 
len Bewertung der Wirtschaftlichkeit und 
Leistungsfähigkeit, nachdem für die Auswahl 
das günstigste Verhältnis zwischen der ge- 
wünschten Leistung und dem angebotenen 

Preis zu ermitteln ist. 

BMG 

Ja 

gern, den Festlegungen in SAGA 

BMVBS 

Ja 

Entsprechend des öffentlichen Vergaberechts 
unter Berücksichtigung von Wirtschaftlichkeit 
und Leistungsfähigkeit 

BMU 

Ja 

- 

BMBF 

Ja 

Die Beschaffung von Software orientiert sich 
im BMBF am erforderlichen Leistungsum- 
fang. Wird dieser sowohl von lizenzkosten- 
freier als auch von lizenzpflichtiger Software 
abgedeckt, wird die lizenzkostenfreie Lösung 
bevorzugt. 

BMZ 

Ja 

Die Berücksichtigung der Lizenzkosten ist 

Teil der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung bei 
Ausschreibungen. Eine explizite Ausschrei- 
bung lizenzkostenfreier Software ist von da- 
her nicht erforderlich. 
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12. Abgeordnete 

Grietje 

Staffelt 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Empfiehlt die Bundesregierung die Verwen- 
dung von quelloffener und lizenzkostenfreier 
Software für die eigene Verwaltung, und wenn 
nicht, was sind die Gründe? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 16. September 2009 

Ja. Die Bundesregierung empfiehlt und unterstützt den Einsatz von 
quelloffener und lizenzkostenfreier Software (Open Source Software - 
OSS) in der Verwaltung seit vielen Jahren. Diese Eörderung verfolgt 
das Ziel, OSS als gleichberechtigte Alternative im Entscheidungspro- 
zess der Behörden bei der Softwarebeschaffung zu etablieren. 

Gleichwohl erfolgt jede Beschaffung von IT-Software unter Berück- 
sichtigung der individuellen Bewertung der Wirtschaftlichkeit und 
Eeistungsfähigkeit, nachdem für die Auswahl das günstigste Verhält- 
nis zwischen der gewünschten Eeistung und dem angebotenen Preis 
zu ermitteln ist. 

Die Unterstützung des Einsatzes von Open Source Software erfolgt 
vor allem durch die notwendige Eestlegung einheitlicher IT-Standards 
und durch praktische Hilfestellungen für die Behörden. 

• Herausgabe und Eortschreibung von SAGA (Standards und Archi- 
tekturen für E-Government-Anwendungen, aktuell vorliegend in 
Version 4.0). Darin werden die technischen Normen, Standards 
und Architekturen für E-Government-Anwendungen festgelegt, um 
Prozesse und Daten in Verwaltungen vereinheitlichen und zu entwi- 
ckelnde E-Government-Anwendungen interoperabel und kompati- 
bel entwickeln zu können. 

• Regelmäßige Herausgabe des Migrationsleitfadens (Kompendium 
der O SS-Alternativen, erscheint seit 2003, inzwischen in dritter ak- 
tualisierter Version aus dem Jahr 2008). Damit wird bereits jetzt in 
den Behörden vorhandenes OSS-Wissen in regelmäßig aktualisier- 
ten Handlungs- und Entscheidungshilfen festgehalten, damit andere 
Verw altungsteile davon profitieren können. 

• Auf- und Ausbau eines Kompetenzzentrums für Open Source Soft- 
ware für die Bundesverwaltung (eingerichtet 2005, seit 2008 bei der 
Bundesstelle für Informationstechnik, siehe www.bva.bund.de/ 
cc-oss), das die Behörden beim praktischen Einsatz von OSS berät. 

• Zentrales Bereitstellen und Betreuen einer eigenen auf den Behör- 
deneinsatz angepassten gepflegten Open Source „Distribution“ des 
Bundes mit konsequenter Anwendung offener Standards im Rah- 
men einer aktuellen Maßnahme des IT-Investitionsprogramms der 
Bundesregierung zur Beseitigung von Hemmschwellen zum Ein-/ 
Umstieg von Behörden auf eine herstellerunabhängige IT-Umge- 
bung nach offenen Standards und zur Entlastung der einzelnen Be- 
hörden von der Pflege des Grundsystems. 
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13. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Wie viele Stellen in den einzelnen Bundesmi- 
nisterien (in Relation zur Gesamtstellenzahl) 
wurden seit Beginn der 16. Legislaturperiode 
um- bzw. neu besetzt, und wie hoch ist die An- 
zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
jährlich, bezogen auf den gleichen Zeitraum, 
gekündigt haben bzw. entlassen wurden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 15. September 2009 

Die Personalzugänge durch Neubesetzungen von Dienstposten der 
Beamten bzw. von Arbeitsplätzen der Arbeitnehmer in den Bundesmi- 
nisterien wurden personalwirtschaftlich ermittelt und auf die Gesamt- 
zahl der Dienstposten bzw. Arbeitsplätze zu den abgefragten Stichta- 
gen bezogen. Die Personalabgänge durch Kündigungen im Arbeits- 
verhältnis sowie die ihnen entsprechenden Entlassungen im Beamten- 
verhältnis wurden daneben aufgeführt. 



Bundes- 

ministerium 

Gesamtzahi 
der Dienst- 
posten/ 
Arbeitspiätze 
(Stichtag 

18. 10 2005) 

Gesamtzahi 
der Dienst- 
posten/ 
Arbeitspiätze 
(Stichtag 
07.09.2009) 

Anzahi der Neubesetzungen von Dienstpos- 
ten und Arbeitspiätzen in der 16. LP 

Kündigungen und Entiassungen von Beschäf- 
tigten in der 16. LP 




18.10.05 
bis 

31.12.05 

2006 

2007 

2008 

01.01.09 
bis 

07.09.09 

18.10.05 
bis 

31.12.05 

2006 

2007 

2008 

01.01.09 
bis 

07.09.09 

AA 

6.559 

6.896 

1 



1 

1 

5 

19 

20 

25 

26 

~bmP 

1.476 

1.472 

8 

78 

39 

50 

37 

0 

8 

16 

9 

4 

BMJ 

655 

576^ 

15"" 

4 

187 

166 ^' 

209'' 

135'' 

_5 

5 

0'' 

1 

1 

BMF 

1.998 

1.835 

16 

164 

133 

158 

122 

0 

2 

7 

1 

4 

BMWi 

1.833 

1.607 

7 

113“ 

40 

64 

59 

0 

2 

5 

3 

1 

BMAS 

7 

902 

7 

76 

75 

64 

35 

7 

2 

3 

5 

1 

BMELV 

1.053 

1.045 

2 

25 

42 

24 

40 

1 

2 

3 

6 

5 

BMVg 

1.963 

1.816“ 

4 

11 

5 

6 

9 

1 

2 

2 

3 

1 

BMFSFJ 

475 

512 

7 

15 

31 

11 

7 

3 

1 

3 

0 

2 

BMG 

995™ 

525 

7 

26 

25 

22 

20 

0 

0 

0 

3 

0 

BMVBS 

1.588 

1.580 

13 

78 

80 

88 

64 

0 

3 

3 

1 

2 

BMU 

892 

913 

6 

45 

52 

61 

52 

0 

0 

1 

1 

4 

BMBF 

966 

970 

40 

279 

178 

214 

152 

0 

0 

0 

0 

0 

BMZ 

604 

613 

8 

29 

52 

41 

25 

0 

2 

2 

3 

3 


^ Der regelmäßig wechselnde Einsatz der Angehörigen des Auswärtigen Dienstes im Inland und Ausland (Rotation) ist die Grundlage der Arbeit des Auswärtigen 
Dienstes und ist in § 5 des Gesetzes über den Auswärtigen Dienst (GAD) verankert. Vor diesem Hintergrund bieten zahlenmäßige Angaben zur Neu- bzw. Um- 
besetzung von Dienstposten und Arbeitsplätzen (im Schnitt etwa 1 .250 jährlich) keine Vergleichsgröße. 

^ BMI einschließlich BfDI und BAköV 

^ Mit Errichtung des Bundesamtes für Justiz am 01 .01 .2007 ist die Anzahl der Dienstposten/Arbeitsplätze im BMJ gesunken. 

Etwa zwei Drittel (100 von 150) der Referent(inn)endienstposten im BMJ werden durch zwei- bis dreijährige Abordnungen besetzt. 

® Im Personalverwaltungssystem werden die Daten ausgeschiedener Personen zwei Jahre nach ihrem Austritt gelöscht, so dass die erbetenen Zahlen nur für den 
Zeitraum ab dem 09.09.2007 geliefert werden können. 

® Einschließlich Versetzungen vom BMF und BMBF aufgrund Organisationserlass der Bundeskanzlerin 
^ BMAS bestand zu dem Zeitpunkt noch nicht. 

® Es stehen aktuelle Daten zum Dienstpostenumfang nur bis zum Stand: 15. Juli 2009 zur Verfügung. Darüber hinaus sind die Dienstposten des BMVg, deren 
Inhaber in einem Kooperationsprojekt tätig werden, nicht enthalten, da deren Nachbesetzung nicht vorgesehen ist. In 2005 waren dies 53 Dienstposten, in 2009 
waren dies zu o.g. Stand 49 Dienstposten. Soldatinnen und Soldaten sind nicht erfasst. 

BMGS 
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14. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der einzelnen Bundesministerien beziehen ein 
Jahresgehalt von über 52 552 Euro, und wie 
hat sich die Anzahl der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter mit einem entsprechenden Jahres- 
gehalt im Verhältnis zur Gesamtzahl der Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Bundesmi- 
nisterien seit Beginn der 16. Legislaturperiode 
verändert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 17. September 2009 

Ein Jahresgehalt von 52 552 Euro erhalten unabhängig von der Stu- 
fenzugehörigkeit Beschäftigte ab der Besoldungsgruppe A 16 und 
oberhalb der Entgeltgruppe E 15 (außertarifliche Verträge E 15 Ü). In 
Abhängigkeit der Stufenzugehörigkeit können in Einzelfällen auch Be- 
schäftigte unterhalb der genannten Besoldungs- und Entgeltgruppen 
dieses Jahresgehalt erreichen. Aus Gründen der Einheitlichkeit und 
Handhabbarkeit wurde für die Ressortabfrage jedoch die Abgrenzung 
unabhängig von der Stufenzugehörigkeit gewählt. 

Die nachfolgende Übersicht stellt die Zahl der Beschäftigten ab der 
Besoldungsgruppe A16 bzw. ab der Entgeltgruppe E15Ü und die 
Zahl der Beschäftigten insgesamt in den Bundesministerien zu Beginn 
der 16. Legislaturperiode (18. Oktober 2005) und zum Stichtag der 
schriftlichen Frage (10. September 2009) dar. 



Beginn 16. Legislaturperiode 

(18. Oktober 2005) 

Aktueller Stand 

(10. September 2009) 


Beschäftigte ab 

A16undE15Ü 

Beschäftigte 

insgesamt 

Beschäftigte ab 

A 16 und E 15 Ü 

Beschäftigte 

insgesamt 

AA 

488 

6 109 

467 

6 028 

BMI 

154 

1 389 

154 

1 376 

BMJ 

73 

530 

90 

594 

BMF 

182 

1 990 

179 

1 779 

BMWABMWi 

212 

1 772 

173 

1 480 

BMAS 

2) 

2) 

125 

1 000 

BMELV 

120 

1 053 

109 

1 045 

BMVg 

175 

2 161 

161 

1 961 

BMFSFJ 

63 

475 

60 

512 

BMGS/BMG 

111 

1 113 

58 

581 

BMVBS 

135 

1 497 

136 

1 492 

BMU 

65 

733 

91 

804 

BMBF 

133 

1 087 

124 

1 006 

BMZ 

74 

671 

78 

685 


zu diesem Zeitpunkt bestanden noch BMWA und BMGS, die personalwirtschaftliche Umstrukturierung er- 
folgte zum 1 . Januar 2006 
BMAS bestand zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


15. Abgeordneter 

Christian 

Ahrendt 

(FDP) 


Wie positioniert sich die Bundesregierung ge- 
genüber dem Urteil des Europäischen Ge- 
richtshofs (EuGH) vom 3. September 2009 
(Az.: C-489/07), wonach eine Widerrufsbeleh- 
rung jedenfalls dann europarechtswidrig ist, 
wenn sie generell vorsieht, dass ein Verbrau- 
cher im Rahmen der Ausübung seines Wider- 
rufsrechts Wertersatz für die Nutzung der 
Ware zu leisten hat, im Hinblick auf den Nut- 
zungs- bzw. Wertersatz in der Musterwider- 
rufsbelehrung nach der Verordnung über In- 
formations- und Nachweispflichten nach bür- 
gerlichem Recht (BGB-InfoV)? 


16. Abgeordneter 

Christian 

Ahrendt 

(FDP) 


Wann wird das Bundesministerium der Justiz 
die Musterwiderrufsbelehrung hinsichtlich des 
Nutzungs- bzw. Wertersatzes an die Vorgaben 
des EuGH anpassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenhach 
vom 16. September 2009 

Die Fragen werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Der Europäische Gerichtshof hat in seinem Urteü vom 3. September 
2009 in der Rechtssache C-489/07 entschieden, dass die Bestimmun- 
gen des Artikels 6 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 der Richtlinie 97/7/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 
über den Verbraucher schütz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz 
(Fernabsatzrichtlinie) dahingehend auszulegen sind, dass sie einer na- 
tionalen Regelung entgegenstehen, nach der der Verkäufer vom Ver- 
braucher für die Nutzung einer durch Vertragsschluss im Fernabsatz 
gekauften Ware in dem Fall, dass der Verbraucher sein Widerrufs- 
recht fristgerecht ausübt, generell Wertersatz für die Nutzung der 
Ware verlangen kann. Diese Bestimmungen stehen jedoch nicht einer 
Verpflichtung des Verbrauchers entgegen, für die Benutzung der Wa- 
re Wertersatz zu leisten, wenn er diese auf eine mit den Grundsätzen 
des bürgerlichen Rechts wie denen von Treu und Glauben oder der 
ungerechtfertigten Bereicherung unvereinbare Weise benutzt hat, so- 
fern die Zielsetzung der Fernabsatzrichtlinie und insbesondere die 
Wirksamkeit und Effektivität des Rechts auf Widerruf nicht beein- 
trächtigt werden. 

Die Bundesregierung wird erforderliche Maßnahmen zur Gewährleis- 
tung einer europarechtskonformen Umsetzung der Bestimmungen der 
Fernabsatzrichtlinie unverzüglich ergreifen. Welche Schritte hierzu er- 
forderlich sind, wird derzeit geprüft. 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 33 - 


Drucksache 16/14064 


17. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Handelt es sich bei dem von in der Antwort 
der Bundesregierung auf meine schriftliche 
Frage 18 auf Bundestagsdrucksache 16/13981 
vom 28. August 2009 erwähnten Praktikanten 
der Jahre 2003 und 2004 um den Rechtsanwalt 
Dr. Carsten Schütz LL. M.? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenhach 
vom 15. September 2009 

Ja. 


18. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Wie sind gegebenenfalls die Aussagen, dass es 
sich jeweils nur um „zwei kurze Praktika“ han- 
delte, die „dem Rechtsanwalt die Möglichkeit 
eröffneten, die Arbeitsweise und Struktur des 
Bundesministeriums der Justiz kennenzuler- 
nen ...“ mit einer Veröffentlichung des oben 
genannten Anwalts in „Der Betrieb“ vom 
20. Februar 2004 (Heft 8, S. 419 bis 426) unter 
dem Titel „Neuerungen im Anfechtungsrecht 
durch den Referentenentwurf des Gesetzes zur 
Unternehmensintegrität und Modernisierung 
des Anfechtungsrechts (UMAG)“ in Überein- 
stimmung zu bringen, in der es heißt: 
„Dr. Carsten Schütz (Rechtsanwalt in der So- 
zietät Nörr Stiefenhofer Lutz in Berlin) war in 
das Bundesministerium der Justiz abgeordnet 
und hat die hier besprochenen Regelungen des 
Referentenentwurfs verantwortlich mitgestal- 
tet“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenhach 
vom 15. September 2009 

Dr. Carsten Schütz hatte als Praktikant keine verantwortlich entschei- 
dende Position inne. 


19. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Warum war das Bundesministerium der Justiz 
nicht in der Lage das „UMAG“ allein mit den 
eigenen hervorragenden Juristen zu formulie- 
ren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenhach 
vom 15. September 2009 

Wie bereits in der Antwort auf die schriftliche Frage 20 auf Bundes- 
tagsdrucksache 16/13981 vom 28. August 2009 dargelegt, war wesent- 
liches Ziel des Praktikums der gegenseitige Austausch. Im Bundesmi- 
nisterium der Justiz vorhandener juristischer Sachverstand ist deshalb 
nicht Argument gegen die Ermöglichung eines solchen Secondment, 
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sondern seine unerlässliche Voraussetzung. So konnte die Arbeit des 
Mitarbeiters jederzeit inhaltlich angewiesen, kontrolliert und geprüft 
werden. 


20. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Wäre es nicht besser gewesen, gegebenenfalls 
für die Erstellung des UMAG externen Rat 
auf Honorarbasis und damit unabhängig einzu- 
kaufen, statt eine Anwaltskanzlei den Mitautor 
Dr. Carsten Schütz bezahlen zu lassen, die er- 
kennbar als Vertreterin von Unternehmensin- 
teressen gegen Aktionärsinteressen an geeigne- 
ten gesetzlichen Regelungen interessiert war 
(vgl. Manager Magazin 5/2005, S. 140 ff.)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenhach 
vom 15. September 2009 

Der Abschluss einer Honorarvereinbarung wäre mit dem Zweck des 
Praktikums (s. Antwort zu Frage 19) nicht vereinbar gewesen. Im Üb- 
rigen hatte der Betreffende keine Position, in der er irgendwelche wie 
auch immer gearteten Unternehmensinteressen hätte einfließen lassen 
können. 


21. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Hendricks 

(SPD) 


Auf welcher gesetzlichen Grundlage sind Vor- 
mundschaftsgerichte befugt, Bürgerinnen und 
Bürger aus den Wählerverzeichnissen der 
Städte und Gemeinden streichen zu lassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenhach 
vom 16. September 2009 

Vor jeder Wahl legen die für die Führung des Wählerverzeichnisses 
zuständigen Gemeindebehörden für jeden Wahlbezirk ein Wählerver- 
zeichnis an. In dieses werden alle Wahlberechtigten eingetragen. 

Nach § 13 Nummer 2 des Bundeswahlgesetzes ist vom Wahlrecht der- 
jenige ausgeschlossen, für den zur Besorgung aller seiner Angelegen- 
heiten ein Betreuer nicht nur durch einstweilige Anordnung bestellt 
ist. Inhaltsgleiche Regelungen enthalten das Europawahlgesetz sowie 
die Fandes- und Kommunalwahlgesetze. 

Die Vormundschaftsgerichte bzw. ab dem 1. September 2009 die Be- 
treuungsgerichte lassen daher keine Bürgerin und keinen Bürger aus 
den Wählerverzeichnissen streichen. Dies ist vielmehr gesetzliche Fol- 
ge der Bestellung eines Betreuers mit dem Aufgabenkreis „alle Ange- 
legenheiten“. Gemäß § 691 Absatz 1 des Gesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG) bzw. ab dem 1. Septem- 
ber 2009 gemäß § 309 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit (FamFG) teilt das Gericht die Bestellung eines Betreuers, der 
einem Betroffenen zur Besorgung aller Angelegenheiten bestellt wur- 
de, oder dessen Aufgabenkreiserweiterung hierauf der für die Füh- 
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rung des Wählerverzeichnisses zuständigen Behörde mit. Dieser Mit- 
teilung wird bei der Erstellung und Führung des Wählerverzeichnisses 
Rechnung getragen. 

§ 1896 BGB legt fest, dass ein Betreuer nur dann bestellt wird, wenn 
eine Person auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer kör- 
perlichen, geistigen oder seelischen Behinderung ihre Angelegenheiten 
ganz oder teilweise nicht mehr besorgen kann. Nach Absatz 2 der Vor- 
schrift darf ein Betreuer nur für die Aufgabenkreise bestellt werden, 
in denen die Betreuung erforderlich ist. Wenn das Gericht erwägt, 
einen Betreuer für „alle Angelegenheiten“ zu bestellen, muss es daher 
sorgfältig prüfen, ob tatsächlich für alle Aufgabenkreise eine Betreu- 
ung nicht zu umgehen ist. Dabei hat es auch die zwingende Folge 
eines Ausschlusses des Betreuten vom Wahlrecht zu bedenken und 
abzuwägen. Gegen einen Beschluss, der dem Betreuer mehr Aufga- 
benkreise zuweist als erforderlich, kann mit der Beschwerde vorgegan- 
gen werden. Die gesetzlichen Vorschriften stellen daher sicher, dass 
für einen Menschen nur dann ein Betreuer für alle Aufgabenkreise 
bestellt werden darf, wenn dieser durch seine Erkrankung oder Behin- 
derung so beeinträchtigt ist, dass er keine seiner Angelegenheiten 
selbst besorgen kann. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn der 
Betroffene im Koma liegt. In diesen Fällen ist der Schluss zulässig, 
dass dem Betreuten auch die Einsicht in das Wesen und die Bedeu- 
tung von Wahlen nicht (mehr) möglich ist. Dann ist ihm eine freie 
Willensäußerung als Wähler ebenfalls nicht (mehr) möglich. 


22. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Hendricks 

(SPD) 


Ist in jedem Fall sichergestellt, dass die betrof- 
fenen Bürgerinnen und Bürger bzw. ihre ge- 
setzlichen Betreuer vorab über eine solche be- 
absichtigte Maßnahme benachrichtigt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach 
vom 16. September 2009 

Bei der Streichung aus dem Wählerverzeichnis handelt es sich nicht 
um eine Maßn a hme der Vormundschafts- bzw. Betreuungsgerichte, 
sondern um eine Rechtsfolge von Gesetzes wegen. Diese Folge ist 
- soweit dies möglich ist - mit dem Betroffenen bei seiner gerichtli- 
chen Anhörung zu erörtern, die gemäß § 68 FGG bzw. § 278 FamFG 
vor der Bestellung eines Betreuers stattzufmden hat. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


23. Abgeordneter 

Alexander 

Bonde 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was hat die Bundesregierung konkret unter- 
nommen, um die Sonderzahlung von einer hal- 
ben Million Euro bei der Hypo Real Estate 
Holding AG für den Vorstandsvorsitzenden 
Axel Wieandt zu verhindern, die explizit weni- 
ge Tage vor dem Inkrafttreten einschlägiger 
Gehaltsobergrenzen nach dem Einanzmarkt- 
stabilisierungsgesetz, die eine solche Zahlung 
verboten hatten, getätigt wurde? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl 
vom 14. September 2009 

Die Bundesregierung wurde im Nachhinein von der Entscheidung des 
Aufsichtsrates zur Gewährung der Sonderzahlung in Kenntnis gesetzt. 
Dies erfolgte im Mai 2009. Zu diesem Zeitpunkt waren der rechtlich 
nicht zu beanstandende Vertrag rechtsverbindlich geschlossen und der 
Vorgang bereits abgeschlossen. 


24. Abgeordneter 

Patrick 

Döring 

(EDP) 


Wie haben sich die tatsächlichen bzw. prognos- 
tizierten Mehrwertsteuereinnahmen sowohl 
insgesamt als auch die anteiligen Mehrwert- 
steuereinnahmen von Bund, Eändern und Ge- 
meinden seit dem Jahr 2006 im Vergleich zu 
der im Jahr 2006 prognostizierten Einnahme- 
entwicklung entwickelt, und wie hoch waren in 
diesem Zeitraum die jährlichen Mehreinnah- 
men von Bund, Eändern und Kommunen 
infolge der Mehrwertsteuererhöhung vom 
1. Januar 2007? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl 
vom 16. September 2009 

Die Abweichungen der tatsächlichen Einnahmen aus den Steuern 
vom Umsatz für die Jahre 2006 bis 2008 von der im Mai 2006 vom 
Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ für diese Jahre prognostizierten 
Aufkommensentwicklung sind in der Anlage 1 sowohl insgesamt als 
auch in der Aufteilung auf die Gebietskörperschaften dargestellt. 

Bei der Steuerschätzung vom Mai 2006 war die Anhebung des Um- 
satzsteuersatzes mit den der Anlage 2 zu entnehmenden Ansätzen 
schon berücksichtigt worden. Die positive Abweichung des Ist-Auf- 
kommens gegenüber der Schätzung vom Mai 2006 ergibt sich im We- 
sentlichen aus einer im Vergleich zu den Annahmen günstigeren kon- 
junkturellen Entwicklung. Aus dem Kassenaufkommen der Jahre 
2007 und 2008 lässt sich nicht ableiten, inwieweit die damals erwarte- 
ten Wirkungen tatsächlich eingetreten sind. 



Anlage 1 


BMF - 1 A 6 Entwicklung der Steuern vom Umsatz 2006 bis 2008 

- in Mio Euro - 


14. September 2009 



Ergebnis AK 
"Steuerschätzungen" 
Mai 2006 

iST-Ergebnis 

Abweichung iST von 
der Schätzung 

2006 

insgesamt 

142.200 

146.688 

4.488 


Bund 

75.425 

77.732 

2.307 


Länder 

63.823 

65.911 

2.088 


Gemeinden 

2.952 

3.045 

93 

2007 

insgesamt 

166.300 

169.636 

3.336 


Bund 

90.689 

92.784 

2.095 


Länder 

72.276 

73.450 

1.174 


Gemeinden 

3.335 

3.402 

67 

2008 

insgesamt 

171.400 

175.989 

4.589 


Bund 

93.805 

95.778 

1.973 


Länder 

74.174 

76.697 

2.523 


Gemeinden 

3.421 

3.514 

93 
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Anlage 2 


BMF-I A6 


14. September 2009 


Auswirkungen der Anhebung des 
USt-Normalsatzes um 3 Punkte ab 1.1.2007 

gemäß Haushaltsbegleitgesetz vom 29. Juni 2006 


Steuermehr-/-mindereinnahmen (-) in Mio. € 


Kassenjahr 

2007 

2008 

Insgesamt 

+ 19.405 

+ 22.750 

Bund 

+ 10.132 

+ 12.066 

Länder 

+ 9.138 

+ 10.844 

Gemeinden 

+ 135 

- 160 


Quelle: Finanzbericht 2007, Tabelle 13.3, S. 304 


25. Abgeordneter 

Dr. Hakki 
Keskin 

(DIE LINKE.) 


Auf welchen finanziellen Gesamtumfang be- 
laufen sich die bisherigen Unterstützungsmaß- 
nahmen der Bundesregierung zur Bewältigung 
der globalen Einanz- und Wirtschaftskrise? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. September 2009 

Die Konjunkturpakete I und II, die Rückzahlung der Pendlerpauscha- 
le in 2009 sowie die Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Bürger- 
entlastungsgesetz wirken mit einem finanziellen Volumen von insge- 
samt rund 97 Mrd. Euro für 2009 und 2010 der konjunkturellen Ab- 
schwächung entgegen. Die Rettungspakete für die IKB Deutsche In- 
dustriebank AG unterstützte die Bundesregierung durch eine Ver- 
pfiichtungsermächtigung in Höhe von 1 ,2 Mrd. Euro sowie durch eine 
Garantie in Höhe von 600 Mio. Euro. Eür die Rettungsmaßnahmen 
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der Hypo Real Estate Holding AG hat die Bundesregierung eine Aus- 
fallbürgschaft von 35 Mrd. Euro bereitgestellt. Als eine umfassende 
Eösung erforderlich wurde, wurden mit dem Einanzmarktstabüi- 
sierungsgesetz und dem Sonderfonds Einanzmarktstabilisierung 
(SoEEin) 480 Mrd. Euro für Stabilisierungsmaßnahmen bereitgestellt, 
für die der Bund haftet. Zur Sicherung der Unternehmensfinanzierung 
werden mit dem Wirtschaftsfonds Deutschland, der im Rahmen des 
Konjunkturpaketes II beschlossen wurde, Bürgschaften, Garantien 
und Kredite in Höhe von 115 Mrd. Euro bereitgestellt. 


26. Abgeordneter 

Dr. Hakki 
Keskin 

(DIE EINKE.) 


Wie verteilt sich diese Gesamtsumme auf die 
Sektoren Banken, Großunternehmen, kleine 
und mittlere Unternehmen sowie konjunktur- 
wirksame und beschäftigungssichernde Maß- 
nahmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. September 2009 

Die zuvor genannten Maßnahmen der Bundesregierung tragen insge- 
samt zur Bewältigung der Einanz- und Wirtschaftskrise durch Stabili- 
sierung der Konjunktur und Sicherung von Einkommen und Beschäf- 
tigung bei. Sie wirken sowohl auf der Angebots- als auch auf der 
Nachfrageseite. 

Kleinere und mittlere Unternehmen (KMU) profitieren insbesondere 
vom Wirtschaftsfonds Deutschland. Insgesamt werden 40 Mrd. Euro 
Kredite für Unternehmen zur Verfügung gestellt, von denen 15 Mrd. 
Euro für KMU reserviert sind. Zum 11. September 2009 lag ein An- 
tragsvolumen in Höhe von rund 4,6 Mrd. Euro vor, wovon rund 
1,7 Mrd. Euro zugesagt worden sind. 

Im Rahmen des Bürgschaftsprogramms (insgesamt 75 Mrd. Euro) 
profitieren insbesondere KMU von den Bürgschaften der Bürgschafts- 
banken und den Eandesbürgschaften. Bis Ende August 2009 wurden 
für 4 248 KMU Bürgschaften in Höhe von 1,3 Mrd. Euro bewilligt. 
Darüber hinaus werden KMU spezifisch durch die Aufstockung der 
Mittel des Zentralen Innovationsprogramms Mittelstand (900 Mio. 
Euro in 2009/2010), die befristete erhöhte Sonderabschreibung für 
KMU (600 Mio. Euro in 2009/2010) sowie die verbesserte Absetzbar- 
keit von Handwerkerleistungen (900 Mio. Euro in 2009/2010) geför- 
dert. Auch die tarifliche Entlastung bei der Einkommensteuer wirkt 
sich positiv bei der mittelständischen Wirtschaft aus (rund 8,9 Mrd. 
Euro 2009/2010). Kleine und mittlere Unternehmen profitieren aber 
auch besonders von allen Maßnahmen zur Stärkung der öffentlichen 
Investitionen und der Investitionsförderung (z. B. Zukunftsinvesti- 
tionsgesetz, Gebäudesanierungsprogramm, Verkehrswegeinvestitio- 
nen, Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“). 

Der Wirtschaftsfonds Deutschland sichert auch die Einanzierung von 
Großunternehmen. Diese können im Ealle einer konjunkturell beding- 
ten Schiefiage Kredite (insgesamt bis zu 25 Mrd. Euro) bzw. Groß- 
bürgschaften beantragen. Zum 1 1 . September 2009 lag im Rahmen 
des Kreditprogramms ein Antragsvolumen in Höhe von rund 
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8,4 Mrd. Euro vor, wovon rund 0,9 Mrd. Euro zugesagt worden sind. 
Im Rahmen des Bürgschaftsprogramms wurden bis Ende August 
2009 Großbürgschaften in Höhe von 10,5 Mrd. Euro beantragt, wo- 
von rund 0,96 Mrd. Euro zugesagt wurden. 

Die Entlastung aller Unternehmen durch Steuer- und Abgabenerleich- 
terungen erleichtert den Unternehmen die Bewältigung der Einanz- 
und Wirtschaftskrise in 2009 und 2010. Dazu tragen zeitlich befristete 
Entlastungen bei der Unternehmensbesteuerung (rund 1 ,7 Mrd. Euro) 
und die befristete Einführung einer degressiven Absetzung für Abnut- 
zung (AfA) (rund 6,3 Mrd. Euro) bei. Die Beitragssatzsenkungen bei 
der Arbeitslosen- und der gesetzlichen Krankenversicherung entlasten 
die Unternehmen zusätzlich bei den Eohnkosten (rund 8,7 Mrd. Eu- 
ro). 

Mit dem Einanzmarktstabilisierungsgesetz sowie seinen Ausführungs- 
bestimmungen und Eolgegesetzen hat die Bundesregierung seit Herbst 
2008 wesentlich zur Stabilisierung des deutschen Einanzmarktes bei- 
getragen. Im Mittelpunkt stand die Errichtung des Sonderfonds Ei- 
nanzmarktstabilisierung mit einem Einanzrahmen von bis zu 
480 Mrd. Euro, davon 400 Mrd. Euro für Garantien und 80 Mrd. Eu- 
ro für Rekapitalisierungen. Der Umfang der vom SoEEin Unterzeich- 
neten Rahmenverträge für Garantien liegt bei 133 Mrd. Euro und für 
Rekapitalisierungen bei rund 22 Mrd. Euro (Stand: September 2009). 
Die Möglichkeiten für die Auslagerung von Risikopositionen sind zu- 
letzt mit dem Gesetz zur Eortentwicklung der Einanzmarktstabilisie- 
rung („Bad-Bank“-Gesetz) ausgeweitet worden. 


27. Abgeordneter 

Dr. Hakki 
Keskin 

(DIE EINKE.) 


Mit welchen weiteren zusätzlichen Ausgaben 
zur Krisenbewältigung rechnet die Bundesre- 
gierung im kommenden Jahr? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. September 2009 

Die Bundesregierung plant keine weiteren Konjunkturmaßnahmen. 


28. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE EINKE.) 


Was hat den Staatssekretär im Bundesministe- 
rium der Einanzen, Werner Gatzer, veranlasst, 
die Einanzstaatssekretäre in den Eändern auf- 
zufordern, bei der Umsetzung des Konjunktur- 
paketes II Öffentlich Private Partnerschaften 
(ÖPP) einzugehen, wenn der Bundesrech- 
nungshof und die Eandesrechnungshöfe nach- 
gewiesen haben, dass die durch ÖPP erhofften 
Effekte nicht erzielt wurden bzw. werden und 
langfristig zu Easten der Kommune gehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 14. September 2009 

In Deutschland werden mit Erfolg öffentliche Infrastrukturprojekte 
als ÖPP realisiert. Dies kann nur dann geschehen, wenn im Vorfeld 
der Entscheidungen die grundsätzliche ÖPP-Eignung des Projektes 
festgestellt wurde und umfangreiche Wirtschaftlichkeitsuntersuchun- 
gen gezeigt haben, dass die Bereitstellung im Rahmen einer ÖPP- 
Maßnahme wirtschaftlicher ist als andere Beschaffungswege. Kosten- 
vorteile entstehen bei ÖPP-Projekten in der Regel aus der Integration 
von Planung, Bau und Betrieb. 

Das Schreiben von Staatssekretär Werner Gatzer diente dazu, einen 
Weg aufzuzeigen, wie im Rahmen des Konjunkturpaketes II die kurz- 
fristig zur Verfügung stehenden Mittel auch für ÖPP-Projekte nutzbar 
gemacht werden können, wenn diese sich im Vergleich mit anderen 
Beschaffungsvarianten als wirtschaftlicher erweisen. 


29. Abgeordneter In welchem Umfang wurden aus dem Kon- 

Frank junkturpaket II Mittel für die Renovierung 

Schäffler und Sanierung von Bundesministeriumsbauten 

(EDP) zur Verfügung gestellt, und für welche konkre- 

ten Projekte sollen diese verwendet werden 
(Aufschlüsselung bitte nach geplanten und be- 
reits realisierten Projekten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 14. September 2009 

Der Investitions- und Tilgungsfonds als Teil des Konjunkturpakets II 
ermöglicht u. a. die Einanzierung der Grundsanierung und energeti- 
schen Sanierung von Gebäuden im Bundesbereich sowie konjunktur- 
stützende Maßnahmen im Bereich von Investitions- und Ausstattungs- 
bedarf der Ressorts. Die einzelnen baulichen Projekte zur Renovie- 
rung und Sanierung von Bundesministeriumsbauten ergeben sich aus 
der nachfolgenden Aufstellung. Insgesamt sind rund 52 Mio. Euro 
dafür eingeplant. Es handelt sich um den gegenwärtigen Planungs- 
stand, der im Interesse eines vollständigen Mittelabflusses gegenwärtig 
mehr Projekte umfasst, als dann tatsächlich realisiert werden können. 
Bei Bauprojekten können erfahrungsgemäß nicht alle Maßnahmen im 
vorgegebenen Zeitrahmen durchgeführt werden. 

Zu den eingeplanten Mitteln können noch Baunebenkosten hinzukom- 
men. Die Projekte zur Renovierung und Sanierung der Bundesminis- 
terien sind ausnahmslos noch nicht abgeschlossen. 
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Liegenschaft, Objekt 

Kurzbeschreibung 

Geplante 
Mittel 
in 1000 € 

Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 

Liegenschaft Berlin 

Dorotheenstraße 

Sanierung der Stromanlage 

1.400 

Ersatz von Türen und Feststellanlagen (Brandschutz) 

160 

Modernisierung der Sicherheitstechnik 

60 

Konsolidierung Rechenzentrum 

600 

Liegenschaft Berlin 

Reichtstagufer 

Presse- und Besucherzentram 

Erneuerung von Teppichboden 

40 

Auswärtiges Amt 

Liegenschaft Bonn 

Adenauerallee 

Instandsetzung Fenster Haus 1 und Villa sowie 
Erneuerung Fenster Haus 2 

240 

Abriss marodes Dienstgebäude (ehemaliges Wohn- 
haus, GS 30, nebst Garagenprovisorium aus 5 Blech- 
garagen) und Neubau Wirtschaftshof 

885 

Liegenschaft Berlin 

Kurstraße 

Erneuerung der Brandmeldetechnik 

2.000 

Erneuerung der Videoüberwachungsanlage 

2.000 

Liegenschaft Berlin 

Reiherwerder 

Haus 2 

Dachsanierang 

353 

Liegenschaft Berlin 

Reiherwerder 

Villa Borsig 

Diverse energetische Sanierangsmaßnahmen (u.a. 
Fenster, Dach) 

1.968 

Bundesministerium der Justiz 

Liegenschaft Berlin 

Mohrenstraße 

Sanierung von Feuchtschäden im Kellerbereich 

950 

Einbau fest installierter Konferenztechnik in Sitzungs- 
sälen 

500 

Erneuerung der Aufzugssteuerang 

225 

Erneuerung abgängiger Küchentechnik 

130 

Erneuerung von Bodenbelägen in den Fluren 

400 

Trennung der Heizkreise für eine alle Gebäudeteile 
umfassende Nacht- und Wochenendabsenkung der 
Raumtemperatur, Optimierung vorhandener klima- 
technischer Anlagen 

300 

Bundesministerium der Finanzen 

Liegenschaft Berlin 

Postblock 

F ensteremeuerang 

360 
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Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 

Liegenschaft Berlin 

Schamhorststraße 

Brandschutzmaßnahmen 

1.750 

Bauwerkstrockenlegung zur uneingeschränkten 

Nutzung der Kellerräume; Aufbau einer Behinderten- 
rampe 

1.500 

Liegenschaft Berlin 

Schamhorststraße 

Gebäude D 

Dachsaniemng 

300 

Liegenschaft Bonn 

Villemombler Straße 

Saniemng der Aufzugsportale gern. Brandschutz- 
bestimmungen 

200 

energetische Emeuemng der Außenbeleuchtung 

50 

Liegenschaft Bonn 

Villemombler Straße 

Haus F-G Verbindungsgang 

energetische Ertüchtigung der Gebäudehülle der Ver- 
bindungsbrücke 

150 

Liegenschaft Bonn 

Villemombler Straße 

Haus H (Casino) 

Ertüchtigung der Gebäudehülle sowie die Emeuemng 
der Fenster und Rahmen 

730 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

Liegenschaft Bonn 

Rochusstraße 

Haus 1 - Verwaltungsgebäude 

Einbau neuer Fenster, Energiesparleuchten, Ver- 
sorgungsleitungen, Wärmedämmung im Dachbereich 

1.000 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

Liegenschaften Berlin und Bonn 

Zweites Kommunikationsnetz zur Trennung von 
Sprache und Daten zur Erhöhung der Verfügbarkeit 
und der Sicherheit 

3.000 

Liegenschaft Bonn 

Rochusstraße 

Aufbau einer Ersatzstromversorgung für die IT- 
Bereiche im Haus IV und VI sowie Gmndversorgung 
der Häuser 11 und 111 

500 

Liegenschaft Bonn 

Rochusstraße 

Haus IV 

Saniemng und Verlegung Serverraum zur Erhöhung 
der Sicherheit und der Energieeffizienz 

1.500 

Liegenschaft Bonn 

Rochusstraße 

Haus V, Sitzungs- und Konferenz- 
räume 

Aufbau einer neuen Lüftungszentrale 

500 

Liegenschaft Bonn 

Rochusstraße 

Verwaltungsgebäude Haus 1 

neue Dämmung Flachdach, sowie Vorbereitung des 
Flachdachs für die Installation einer Photovoltaik- 
anlage 

3.066 

Liegenschaft Bonn 

Rochusstraße 

Verwaltungsgebäude Haus 11, 111 und 

IV 

F enstersani erang 

540 

Liegenschaft Bonn 

Rochusstraße 

Verwaltungsgebäude Haus lA, llA 

Fenstersaniemng 

150 
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Liegenschaft Bonn 

Rochusstraße 

Zweckgebäude (Werkstätten, 

Druckerei) Haus VI 

Lüftungstechnische Versorgung der Druckerei- 
Maschinenräume sowie des Serverraums 

500 

Liegenschaft Bonn 

Rochusstraße 

Verwaltungsgebäude Haus lA, llA, 11, 
111, IV und VIA 

Energiesparende Leuchtmittel 

700 

Liegenschaft Berlin 

Mohrenstraße 

Dachgeschossdämmung 

100 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

Liegenschaft Bonn 
Robert-Schuman-Platz 

Erneuerung der Kälteanlage 

500 

Liegenschaft Berlin 

Krausenstraße 

Erneuerung abgängiger Fenster 

1.400 

Liegenschaft Berlin 

Invalidenstraße 

Anstrich der Büroräume (Denkmalschutz) 

120 

LED-Beleuchtung 

700 

Mosaikpflaster - Vorplatz 

130 

Saniemng der denkmalgeschützten Holzfenster 

90 

Bundesministerium für Gesundheit 

Liegenschaft Bonn 

Rochusstraße 

Veränderung des Eingangsbereiches des Dienstsitzes 
Bonn 

900 

Liegenschaft Berlin 

Friedrichstraße 

Erweiterung / Umrüstung der Klimaanlage im Server- 
raum am Dienstsitz Berlin 

200 

Liegenschaft Bonn 

Rochusstraße 

Verwaltungsgebäude, Haus IX 

Errichtung einer Photovoltaikanlage 

200 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Liegenschaft Bonn 
Robert-Schuman-Platz 

Einbau einer Luftqualitäts-Regelung und Frequenz- 
umformer 

1.100 

Kälteanlage erneuern 

650 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Liegenschaft Bonn 

Dahlmannstraße 

Ersatz des 30 Jahre alten Drehkreuzes am Zugang 
Adenauerallee 

49 

Saniemng des undichten Daches von Haus 4 

300 

Saniemng des 30 J. alten Kanalnetzes 

250 

Austausch des außen liegenden Sonnenschutzes und 
der bestehenden Fensterverglasung 

4.300 

Liegenschaft Berlin 

Stresemannstraße 

Schiebetür für den Haupteingang mit Ein- und Aus- 
gangsschleuse 

50 

Herrichtung des 3. OG DS Berlin 

950 

Liegenschaften Bonn und Berlin 

Netze des Bundes Bonn, Baumaßnahme für die Her- 
richtung der erforderlichen baulichen und technischen. 
Infrastmktur 

600 
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Bundesministerium für Bildung und Forschung 

Liegenschaft Bonn 

Heinemannstraße 

Bodenabdichtungsprobleme; Sanierung 

9.500 

Erneuerung des Küchenbodens 

250 

Fassaden Sanierung 

250 

Erneuerung des Epoxidharzbodens 

250 

Liegenschaft Berlin 

Hannoversche Straße 

Redundanz der Kühlanlage 

177 


30. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, im Zusammenhang mit der Beanspru- 
chung von landwirtschaftlichen Nutzflächen 
durch Infrastrukturmaßnahmen wie den Bau 
der Bundesautobahn 14, den betroffenen land- 
wirtschaftlichen Betrieben als Ausgleich für 
Elächenverluste pachtfreiwerdende Elächen 
der BVVG Bodenverwertungs- und -verwal- 
tungs GmbH (BVVG) zugänglich zu machen, 
um die Betriebsfläche einschließlich der Di- 
rektzahlungsansprüche zu erhalten, bzw. wel- 
che Änderungen der rechtlichen Rahmenbe- 
dingungen wären dazu ggf notwendig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 14. September 2009 

Die BWG stellt gemäß dem seit dem 1. Januar 2007 geltenden Priva- 
tisierungskonzept, das für derartige Zwecke ein so genanntes Voran- 
dienrecht enthält, verfügbare Elächen den Straßenbauverwaltungen 
bereit. Voraussetzung ist die Bestätigung der zuständigen Landesbe- 
hörde, dass nach § 100 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetzbuches 
ein unabweisbarer Bedarf an Ersatzland zur Eortführung eines land- 
wirtschaftlichen Betriebes besteht. 

Die den Betrieben zugeteilten Direktzahlungsansprüche bleiben die- 
sen grundsätzlich erhalten. Sie können künftig auf Ersatzflächen akti- 
viert oder veräußert werden. 

Soweit bisherige Prämienrechte nicht beim Betrieb verbleiben, können 
entsprechende Prämienrechte beim Erwerb oder der Anpachtung von 
Ersatzflächen von der BWG mit übernommen werden, soweit die 
BWG über Prämienrechte verfügen kann. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


31. Abgeordnete 
Kerstin 
Andreae 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchem Umfang hat die Bundesregierung 
in den vergangenen zehn Jahren Ausfuhren 
von nichttödlichen Waffen (wie z. B. Elektro- 
schockgeräte) oder Sicherheits- und Überwa- 
chungstechnologien in den Iran genehmigt, die 
im Zweifel zur Überwachung, Unterdrückung 
oder gar Eolter von Oppositionellen eingesetzt 
werden können, und welche Kenntnisse hat 
die Bundesregierung darüber, ob solche Dual- 
Use-Güter aus deutscher Herstellung illegal in 
den Iran gelangt sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach 
vom 11. September 2009 

Ausfuhrgenehmigungen für den angefragten Güterkreis wurden nicht 
erteilt. Der Bundesregierung liegen Erkenntnisse zu einer ülegalen 
Ausfuhr von 100 Elektroschockgeräten im Jahr 2002 vor. Die Zuwi- 
derhandlung hat das Amtsgericht Köln durch Eestsetzung einer Geld- 
buße geahndet. 


32. Abgeordneter 

Lutz 

Heilmann 

(DIE EINKE.) 


Wieso hat die Bundesregierung auf die Erage 1 
einer Kleinen Anfrage der Eraktion DIE 
EINKE. („Beabsichtigt die Bundesregierung, 
die umweltpolitische Wirksamkeit der Umwelt- 
prämie zu evaluieren?“) geantwortet, „Nach 
Abschluss des Eörderprogramms soll durch 
das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr- 
kontrolle (BAEA) so weit als möglich eine um- 
weltpolitische Evaluierung der Maßnahme er- 
folgen. Die Evaluierungskriterien stehen noch 
nicht fest.“ (Bundestagsdrucksache 16/13930), 
obwohl das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit am 5. Sep- 
tember 2009 und damit nur gut zwei Wochen 
nach Beantwortung der Anfrage eine Studie 
mit dem Titel „Abwrackprämie und Umwelt - 
eine erste Bilanz“ veröffentlicht hat, und wa- 
ren die in dieser Studie verwendeten Evaluie- 
rungskriterien mit dem BAEA oder dem Bun- 
desministerium für Wirtschaft und Technolo- 
gie abgestimmt? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 16. September 2009 

Es ist nach wie vor beabsichtigt, nach Abschluss des Eörderpro- 
gramms so weit als möglich eine umweltpolitische Evaluierung durch 
das BAEA durchzuführen. 
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Unbeschadet dessen wurde, um zu einer ersten Einschätzung der Um- 
weltwirkung der Umweltprämie zu kommen, vom Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) das Ifeu - In- 
stitut für Energie-Umweltforschung Heidelberg GmbH - kurzfristig 
mit einer Studie beauftragt. Hierzu gab es mit dem Bundesministe- 
rium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) und dem BAEA keine 
Abstimmung. 


33. Abgeordnete 

Christine 

Scheel 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Unterstützt das Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Technologie Änderungen im Min- 
destarbeitsbedingungsgesetz, um Gefahren für 
Beschäftigung und Wettbewerb zu minimieren, 
und sieht es darin einen Beitrag zu einer nach- 
haltigen Industriepolitik? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Walther Otremha 
vom 16. September 2009 

Das modernisierte Mindestarbeitsbedingungsgesetz ist aus Sicht des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie als Rahmen für 
die Eestsetzung von Branchenmindestlöhnen geeignet. 


34. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Teilt das BMWi die Auffassung, dass Mindest- 
löhne die notwendige Elexibilität von Unter- 
nehmen einschränken und so Gefahren für 
Wettbewerb und Beschäftigung mit sich brin- 
gen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Walther Otremha 
vom 11. September 2009 

Das Kabinett hat am 16. Juli 2008 Gesetzentwürfe zur Änderung von 
Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) und Mindestarbeitsbedin- 
gungsgesetz (MiArbG) beschlossen und damit den Weg für branchen- 
bezogene Mindestlöhne geebnet. Die Gesetze sind im April 2009 in 
Kraft getreten. Bei beiden Gesetzen sind an der Entscheidung, für 
welche Branchen und in welcher konkreten Höhe Mindestlöhne fest- 
gesetzt werden, Sozialpartner als Vertreter der unmittelbar betroffe- 
nen Arbeitnehmer und Arbeitgeber maßgeblich beteüigt. 


35. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Unterstützt das BMWi die Eorderung, die Ele- 
xibilisierung des Arbeitsmarktes voranzutrei- 
ben, und sieht es darin einen Beitrag zu einer 
nachhaltigen Industriepolitik? 
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36. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Unterstützt das BMWi die Eorderung nach Er- 
leichterungen bei den Befristungsregelungen 
für Arbeitsverhältnisse, und sieht es darin 
einen Beitrag zu einer nachhaltigen Industrie- 
politik? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Walther Otremha 
vom 11. September 2009 

Die Eragen 35 und 36 werden gemeinsam wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung wird ihre industriepolitischen Vorstellungen zur 
gegebenen Zeit präsentieren. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


37. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE EINKE.) 


Wenn die Eestlegung des Prozentsatzes der 
Beteiligung des Bundes an der Einanzierung 
der Eeistungen für Unterkunft und Heizung 
für das Jahr 2010 noch nicht feststeht, welchen 
Annahmen folgt die Bundesregierung, wenn 
sie für die Beteiligung des Bundes an der Ei- 
nanzierung der Eeistungen für Unterkunft und 
Heizung für das Jahr 2010 4 Mrd. Euro im 
Entwurf des Bundeshaushaltes veranschlagt? 


Antwort des Staatssekretärs Detlef Scheele 
vom 11. September 2009 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushalts für das Jahr 2010 wurden 
die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte des interministeriellen Arbeits- 
kreises der Bundesregierung für „Gesamtwirtschaftliche Vorausschät- 
zungen“ vom April 2009 zugrunde gelegt. 

Die Höhe des Beteiligungssatzes des Bundes für das Jahr 2010 an den 
Aufwendungen für die Eeistungen für Unterkunft und Heizung ergibt 
sich gemäß § 46 Absatz 7 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB II) durch Eortschreibung des bisherigen Beteiligungssatzes mit 
der Entwicklung der Zahl der Bedarfsgemeinschaften (Durchschnitt 
Juli 2008 bis Juni 2009 gegenüber dem Durchschnitt Juli 2007 bis Juni 
2008). Hierzu wurden die bis zur Haushaltsaufstellung vorliegenden 
Zahlen auf Grundlage der Eckwerte der Bundesregierung fortge- 
schätzt. 


38. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE EINKE.) 


Inwieweit wird die Bundesregierung die dop- 
pelte Belastung der Kommunen - drastisch 
sinkende Steuereinnahmen und drastisch an- 
steigende Sozialausgaben aufgrund der Wirt- 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-49- 


Drucksache 16/14064 


Schaft- und Finanzkrise sowie steuersenkender 
Maßnahmen der Bundesregierung - in der 
Festlegung der Beteiligung des Bundes an der 
Finanzierung der Leistungen für Unterkunft 
und Heizung für das Jahr 2010 berücksichti- 
gen? 


Antwort des Staatssekretärs Detlef Scheele 
vom 11. September 2009 

Der Bund beteiligt sich nach § 46 Absatz 5 SGB II zweckgebunden an 
den Leistungen der kommunalen Träger für Unterkunft und Heizung 
im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende. Die Festlegung 
der genauen Höhe der Beteiligung des Bundes ist gesetzlich vorgege- 
ben. Nach § 46 Absatz 7 und 8 SGB II wird die Höhe der Bundesbe- 
teiligung seit dem Jahr 2008 auf Grundlage der Anpassungsformel 
nach § 46 Absatz 7 SGB II angepasst. Zu einer Neufestlegung der Be- 
teiligung des Bundes kommt es jedoch nur, soweit die Veränderung 
der jahresdurchschnittlichen Zahl der Bedarfsgemeinschaften mehr 
als 0,5 Prozent beträgt. Die Anpassungsformel wurde 2007 mit Zu- 
stimmung des Bundesrates festgelegt. 


39. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE LINKE.) 


Treffen Aussagen zu, nach denen sich der 
Bund ab 2010 nur noch mit 23,2 Prozent, statt 
bisher mit durchschnittlich 26 Prozent an den 
Leistungen für Unterkunft und Heizung betei- 
ligen und sich damit weiter aus der Finanzie- 
rung zurückziehen will? 


Antwort des Staatssekretärs Detlef Scheele 
vom 11. September 2009 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen noch nicht alle endgültigen Da- 
ten zur Anwendung der Anpassungsformel vor. Die genaue Höhe der 
Bundesbeteiligung kann daher noch nicht berechnet werden. 


40. Abgeordneter 

Dr. llja 
Seifert 

(DIE LINKE.) 


Inwieweit hält die Bundesregierung Änderun- 
gen bei der Förderung der barrierefreien Ge- 
staltung von Personenverkehrsanlagen der 
Deutschen Bahn AG durch den Bund und 
Änderungen in den eisenbahnrechtlichen 
Regelungen zu den dort enthaltenen Ziel- 
bestimmungen zur Barrierefreiheit infolge der 
nunmehr ratifizierten UN-Behindertenrechts- 
konvention für erforderlich? 


Antwort des Staatssekretärs Franz-Josef Lersch-Mense 
vom 11. September 2009 

Das VN-Übereinkommen stellt einen wichtigen Schritt zur Stärkung 
der Rechte behinderter Menschen weltweit dar. Es räumt ein, dass ein 
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gewisser Zeitraum und erhebliche finanzielle Ressourcen notwendig 
sind, um die hierin enthaltenen wirtschaftlichen, kulturellen und sozia- 
len Rechte umfassend zu gewährleisten. Die Vertragsstaaten sind da- 
her gehalten, schrittweise und unter Ausschöpfung ihrer verfügbaren 
Mittel diese Rechte zu verwirklichen. Dies gilt besonders für die Her- 
stellung umfassender Barrierefreiheit, die nur schrittweise und unter 
Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes vollzogen wer- 
den kann. 

Die Herstellung von Barrierefreiheit von Bahnhöfen im Bestandsnetz 
wird mit Bundesmitteln nach folgenden Grundsätzen finanziert: 

Der Bund finanziert Ersatzinvestitionen in allen Bahnhöfen, unabhän- 
gig von der Frequenz der Reisenden. Die Eisenbahninfrastrukturun- 
ternehmen des Bundes sind gehalten, mit den ihnen vom Bund zur 
Verfügung gestellten Bestandsnetzmitteln für einen die Substanz ge- 
währleistenden Erhalt der Infrastruktur zu sorgen und dabei den so 
genannten Stand der Technik zu berücksichtigen. Diese Verpflichtung 
umfasst auch die Verkehrsanlagen der Bahnhöfe und deren behin- 
dertengerechte Ausstattung. Am 14. Januar 2009 hat der Bund mit 
den Eisenbahninfrastrukturunternehmen sowie mit der Deutschen 
Bahn AG die Eeistungs- und Finanzierungsvereinbarung (EuFV) 
abgeschlossen. Die DB Station&Service AG ist auf dieser Basis er- 
mächtigt, Bundesmittel auch zur Finanzierung von Investitionen zur 
Herstellung der Barrierefreiheit einzusetzen. 

Darüber hinaus ist im „Programm Personenbahnhöfe“, das Mittel aus 
den Konjunkturpaketen I und II erhält, die Maßnahme „Verbesse- 
rung des Zugangs“ und damit auch die Herstellung von Barrierefrei- 
heit ausdrücklich festgeschrieben. Im Rahmen der weiteren Maßnah- 
men „Verbesserung der Sicherheit“ und „Verbesserung der Informa- 
tionsqualität“ werden Anforderungen an die Barrierefreiheit ebenfalls 
berücksichtigt. Davon werden auch kleinere Stationen in den kom- 
menden Jahren profitieren. 

Im Übrigen arbeitet für die Deutsche Bahn AG eine Arbeitsgruppe 
aus Verbänden behinderter Menschen und Bahnvertretern an einem 
neuen Programm zur Barrierefreiheit von Bahnhöfen und Zügen, das 
2010 vorgestellt werden soll. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


41. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, dass das Bundesministerium für 
Ernährung, Eandwirtschaft und Verbraucher- 
schutz seine Zustimmung für eine Erklärung 
gegenüber der EU, wonach sich die Bundesre- 
gierung für den Schutz des Roten Thun nach 
dem Washingtoner Artenschutzabkommen 
(CITES) und damit für ein Handelsverbot mit 
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dieser Fischart ausspricht, verweigert hat, und 
wenn ja, mit welcher offiziellen Begründung 
wurde diese Zustimmung verweigert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 15. September 2009 

Die Bundesregierung setzt sich auf EU- und internationaler Ebene 
nachdrücklich für die Erhaltung und den Wiederaufbau der Bestände 
des Roten Thuns im Atlantik ein. Sie hat deshalb in den letzten Wo- 
chen unter Nutzung wissenschaftlicher Expertise und in Kontakt mit 
anderen Mitgliedstaaten und der Europäischen Kommission geprüft, 
auf welche Weise die Überfischung endgültig gestoppt und die Erho- 
lung der Bestände am besten sichergestellt werden können. Die Bun- 
desregierung teilt die Auffassung der Europäischen Kommission, dass 
die Initiative Monacos, den Roten Thun durch Aufnahme in Anhang I 
des Washingtoner Artenschutzabkommens zu schützen, vorerst unter- 
stützt werden sollte, um Druck auf die anstehenden Verhandlungen 
im Rahmen der Internationalen Kommission für den Erhalt der Thun- 
fischbestände im Atlantik (ICCAT), in denen die EU wichtige Ver- 
tragspartei ist, auszuüben. Damit - wie von der ICCAT und entspre- 
chend vom Ministerrat der EU im Rahmen des europäischen Wieder- 
auffüllungsplans für Roten Thun im Dezember 2007 beschlossen - die 
Bestände bis zum Jahr 2023 wieder das für den höchstmöglichen 
Dauerertrag erforderliche Niveau erreichen, sind rigorose Bewirt- 
schaftungsmaßnahmen nach Maßgabe der wissenschaftlichen Emp- 
fehlungen notwendig. Sollte aufgrund der wissenschaftlichen Be- 
standsanalyse ein vorübergehendes Fangmoratorium unter ICCAT er- 
forderlich sein, wird die Bundesregierung einen entsprechenden Vor- 
schlag unterstützen. Die Bundesregierung sieht in jedem Falle, wie 
u. a. auch Frankreich, die Notwendigkeit einer stärkeren Überwa- 
chung der Bewirtschaftung und der Handelsströme. Entscheidend ist 
zudem, dass jeglicher illegaler Fang des Roten Thuns unterbunden 
wird. 

Die Bundesregierung wird entsprechend der Verhandlungslinie der 
Europäischen Kommission ihre Position unter Berücksichtigung der 
weiteren Entwicklungen in der ICCAT mit Blick auf die Vorbereitung 
einer endgültigen Position für die 15. CITES-Vertragsstaatenkonfe- 
renz im März 2010 zu gegebener Zeit überprüfen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


42. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Bis wann plant die Bundesregierung über die 
weitere Nutzung der Kyritz-Ruppiner Heide 
zu entscheiden, und aus welchen Gründen ist 
diese Entscheidung bisher nicht erfolgt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 16. September 2009 

Die Prüfung dauert noch an. Wann diese abgeschlossen werden kann, 
ist derzeit nicht absehbar. 


43. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Plant die Bundesregierung im Ealle einer zu- 
künftigen zivilen Nutzung der Kyritz-Ruppi- 
ner Heide, das Gelände ganzheitlich zu entwi- 
ckeln und für die zivile Nutzung aufzuberei- 
ten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 16. Septemher 2009 

Da die Prüfungen zur weiteren Verwendung des Truppenübungsplat- 
zes Wittstock (Kyritz-Ruppiner Heide) noch nicht abgeschlossen sind, 
können über mögliche Nutzungen keine Ausführungen gemacht wer- 
den. 


44. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sieht die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang vor, das Gelände nach Munitionsbe- 
lastung zu untersuchen und anschließend von 
Munition und anderen Schadstoffen beräumen 
zu lassen, und wenn ja, wann wird damit be- 
gonnen, und welche Kosten werden dafür ver- 
anschlagt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 16. Septemher 2009 

Es gibt derzeit keinen Zeitplan für Eolgeaktivitäten. 


45. Abgeordneter 
Peter 
Hettlich 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hat sich seit 1990 die Zahl der Offiziersan- 
wärter bei der Bundeswehr absolut und relativ, 
aufgeschlüsselt nach alten und neuen Bundes- 
ländern entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 15. Septemher 2009 

Seit 1990 bis heute wurden insgesamt 39 550 Offiziersanwärterinnen 
und Offiziersanwärter in die Bundeswehr eingestellt. Nachstehende 
Abbildung zeigt die Verteilung der Einstellungen auf die einzelnen 
Kalenderjahre. 
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Jahr 

Einstellungen 

2000 

2 088 

2001 

2 201 

2002 

2 280 

2003 

2 221 

2004 

2 041 

2005 

2 043 

2006 

1 977 

2007 

2 038 

2008 

2 042 

2009 * 

2 035 


Jahr 

Einstellungen 

1990 

2 364 

1991 

1 891 

1992 

1 609 

1993 

1 481 

1994 

1 473 

1995 

1 582 

1996 

1 863 

1997 

2 143 

1998 

2 024 

1999 

2 154 


* Einstellungen 2009 noch nicht abgeschlossen 


Die jährlich vorgenommenen Einstellungen unterliegen aufgrund der 
Vorgaben des jeweils gültigen Personalstrukturmodells der Streitkräf- 
te Schwankungen. Die darauf abgestimmten Einstellungsquoten wur- 
den über den gesamten Zeitraum in Gänze erfüllt. 

Aufgrund der bis einschließlich 2007 geltenden Unterschiede in der 
Besoldung Ost/West (Besoldungsgruppen A2 bis A9) wurden im 
Zeitraum von 1990 bis 2007 alle Offiziersanwärterinnen und Offiziers- 
anwärter in Standorten der alten Bundesländer eingestellt. Statistische 
Auswertungen zu der Verteilung der Einstellungen auf die alten und 
neuen Bundesländer ab dem Jahr 2008 liegen nicht vor. 


46. Abgeordnete Wie erklärt die Bundesregierung den Wider- 

Ulla Spruch, der sich daraus ergibt, dass sie in ihrer 

Jelpke Antwort auf eine Kleine Anfrage der Eraktion 

(DIE EINKE.) DIE EINKE. angab, es seien seit Gründung 

der Bundeswehr exakt 2 990 ihrer Angehöri- 
gen infolge der Ausübung ihrer Dienstpflich- 
ten ums Leben gekommen (Bundestagsdruck- 
sache 16/12259, Stand: 2008), die Bundeswehr 
aber laut Schreiben des Bundesministeriums 
der Verteidigung an die Abgeordnete Ulla 
Jelpke vom 19. Juni 2009 erst noch dabei ist, 
aus einer Gesamtzahl von 27 000 Bundeswehr- 
angehörigen, die „im und außer Dienst ver- 
storben“ seien, diejenigen zu identifizieren, die 
„die Voraussetzung für die Nennung am Eh- 
renmal erfüllen“, und wie sind diese Vorausset- 
zungen deflniert (bitte den Wortlaut der Krite- 
rien angeben)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 11. September 2009 

Der Bundesminister der Verteidigung hat entschieden, dass in dem 
Ehrenmal der Bundeswehr eine namentliche Nennung der zu Tode ge- 
kommenen Bundeswehrangehörigen erfolgt. Für die namentliche 
Nennung wurde die folgende Formel vorgegeben: „Es sind die Ange- 
hörigen der Bundeswehr auf dem Ehrenmal der Bundeswehr nament- 
lich zu nennen, die infolge der Ausübung ihrer Dienstpflichten für die 
Bundesrepublik Deutschland ums Eeben gekommen sind.“ 

Für die namentliche Nennung im Ehrenmal werden alle Angehörigen 
der Bundeswehr erfasst, die durch ein aktives Einwirken von außen 
(z. B. im Rahmen von Gefechtshandlungen, Anschlägen oder Minen- 
einsatz) sowie durch Unfall infolge der Ausübung ihrer Dienstpflich- 
ten ums Eeben gekommen oder durch eine dienstspeziflsche Krank- 
heit gestorben sind. 

Die Erhebung von Daten verstorbener Angehöriger der Bundeswehr 
im Zusammenhang mit der namentlichen Nennung im Ehrenmal ist 
ein fortlaufender und andauernder Prozess. Die Erhebung der erfor- 
derlichen Informationen ist aufwändig und erfolgt mit größter Sorg- 
falt. 

Seit Dezember 2007 wurden alle rund 27 000 verstorbenen Angehöri- 
gen der Bundeswehr nach der vorgenannten Formel überprüft. Die 
Aussage der Bundesregierung vom 5. Februar 2009, wonach seit 
Gründung der Bundeswehr 2 990 ihrer Angehörigen infolge der Aus- 
übung ihres Dienstes ums Eeben gekommen sind, basiert auf dem 
Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) vorliegenden Datenma- 
terial mit Stand 31. Dezember 2008. 

Zum Zeitpunkt Ihrer Anfrage vom 25. Mai 2009 stand dem BMVg da- 
rüber hinaus weiteres detailliertes Datenmaterial, u. a. im Zusammen- 
hang mit dienstspeziflschen Erkrankungen, zur Verfügung. Das bishe- 
rige Ergebnis der Erhebung für die namentliche Nennung im Ehren- 
mal wurde daraufhin unter Berücksichtigung der neu gewonnenen Er- 
kenntnisse bis Ende Juli 2009 veriflziert, aktualisiert und fortgeschrie- 
ben. 

Die von der Bundesregierung im Februar 2009 mitgeteilte Zahl von 
2 990 markierte aus heutiger Sicht einen Zwischenstand der Erhebung 
zum Zeitpunkt der Anfrage. Insofern besteht zu dem Hinweis des 
BMVg auf das Andauern der Prüfungen vom 19. Juni 2009 kein Wi- 
derspruch. 


47. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE FINKE.) 


Wie viele Namen werden nun tatsächlich am 
Ehrenmal eingeblendet, und wie viele dieser 
Namensträger haben in der Wehrmacht ge- 
dient (bitte entsprechende Funktionen, Zuge- 
hörigkeit zu Armeen und Dienstgrad ange- 
ben)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 11. September 2009 

Bei der Einweihung am 8. September 2009 wurden 3 135 verstorbene 
Angehörige der Bundeswehr namentlich im Ehrenmal der Bundes- 
wehr genannt bzw. eingeblendet. 

Hinsichtlich des Aspektes einer Dienstleistung in der Wehrmacht ist 
eine Überprüfung des Personenkreises durch eine spezielle Kommis- 
sion bei der Übernahme in das Dienstverhältnis der Bundeswehr vor- 
genommen worden. Sollten im Rahmen weiter voranschreitender his- 
torischer Eorschungen neue Erkenntnisse verfügbar werden, so wird 
dies auch zukünftig entsprechend berücksichtigt. 


48. Abgeordnete 

Monika 

Lazar 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen medizinischen Gründen hält die 
Bundesregierung eine Intimuntersuchung bei 
Musterung zum Wehrdienst für notwendig 
(bitte konkrete Erkrankungen und deren Aus- 
wirkungen auf den Wehrdienst nennen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 15. Septemher 2009 

Bei der Musterungsuntersuchung geht es grundsätzlich um die Pest- 
stellung der Wehrdienstfähigkeit bzw. um die Pestlegung der Auswir- 
kungen von bestimmten Gesundheitsbefunden auf die Belastbarkeit in 
der Grundausbildung und in den jeweiligen speziellen Verwendungen 
des Grundwehrdienstes. Das setzt voraus, dass alle Befunde im Rah- 
men einer ärztlichen Grunduntersuchung erhoben und dokumentiert 
werden. Grundlage jeder Musterungsuntersuchung ist die für alle Be- 
gutachtungen gleichermaßen geltende Zentrale Dienstvorschrift 
(ZDv)46/l. 

Die musterungsärztlichen Untersuchungen entsprechen als Reihenun- 
tersuchungen dem Stand der ärztlichen Wissenschaft. Hierzu wird ein 
sog. klinischer Ganzkörperstatus erhoben, der auch eine Untersu- 
chung des Genitalbereiches umfasst. Bei Auffälligkeiten oder angege- 
benen Beschwerden ist eine zusätzliche gebietsärztliche Abklärung 
vorgesehen. Die Untersuchung umfasst generell die Inspektion und 
Palpation (Abtasten) der Eeistengegend (z. B. mit der Präge nach ver- 
größerten Eymphknoten), der sog. Bruchpforten, und der sichtbaren 
Geschlechtsteile inklusive der Analregion. 

Die Untersuchung der Bruchpforten im Eeisten- und Genitalbereich 
zielt auf die Peststellung von Eeisten- und/oder Schenkelhernien (Brü- 
che). Das sind häufige Befunde, die den Betroffenen selbst noch nicht 
bekannt sind, aber Auswirkungen auf die Belastbarkeit haben. Ver- 
wendungen, die oft mit schwerem Heben verbunden sind, verbieten 
sich hier. Bei großen Brüchen mit Einklemmungsgefahr von Darman- 
teilen besteht beispielsweise bis zur erfolgreichen operativen Behand- 
lung eine Wehrdienstunfähigkeit. 
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Bei Wehrpflichtigen ist bei der Untersuchung der äußeren, sichtbaren 
Geschlechtsteile insbesondere auf Fehlen, Verlagerung und Verände- 
rungen von Hoden sowie Veränderungen von Nebenhoden und Sa- 
mensträngen (u. a. tastbare Geschwülste oder die sog. Varikozele = 
Krampfader am Hoden) zu achten. Hier ist besonders die präventiv- 
medizinische Relevanz der Genitaluntersuchungen zur Früherken- 
nung von Hodentumoren entsprechend der Altersinzidenz hervorzu- 
heben. 

In der Leitlinie der Deutschen Gesellschaft für Urologie zur Diagnos- 
tik des Hodentumors wird u. a. festgestellt, dass diese Untersuchungen 
ein hervorragendes Instrument zur Aufdeckung von ansonsten in die- 
sem Stadium nicht erkannten Hodentumoren darstellen. Gerade dies 
bestätigt die Notwendigkeit einer entsprechend qualifiziert durchge- 
führten Genitaluntersuchung, in der Verdachtsdiagnosen erhoben und 
einer weiteren fachärztlichen Diagnostik zugeführt werden können. 
Dass auf Anzeichen von Infektionen (Lues, Tripper, Condylomata 
etc.) oder Parasitenbefall geachtet wird, bedarf keiner weiteren Erläu- 
terung. 

Das Feststellen von Anomalien am Penis, wie z. B. Verlagerung des 
Harnröhrenausganges, ist insofern von Bedeutung, als hierbei ggf. se- 
kundäre oder bisher nicht bekannte Erkrankungen oder Veränderun- 
gen der oberen Harnwege erkannt werden können, die Auswirkungen 
auf die Wehrdienstfähigkeit besitzen. 

Die Analregion wird hinsichtlich des Vorhandenseins von z. B. Hä- 
morrhoiden, Geschwüren oder eines Mastdarmvorfalles betrachtet. 
Nicht nur, dass diese Befunde an sich schon - je nach Ausprägung - 
zu Einschränkungen in der Belastbarkeit führen, es können sich dahin- 
ter auch schwerer wiegende Erkrankungen verbergen, die eine Wehr- 
dienstunfähigkeit bedingen. In der Regel erfordern diese Befunde eine 
weiterführende Diagnostik und ggf. Therapie. 

Insgesamt bleibt festzustellen, dass die o. a. Untersuchungen neben 
der Feststellung der Wehrdienstfähigkeit auch dem gesundheitlichen 
Wohl des Untersuchten dienen. 


49. Abgeordnete 
Erika 
Steinbach 

(CDU/CSU) 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung 
über Versuche der Taliban- bzw. Al-Qaida- 
Kräfte, mit Tankfahrzeugen Lager oder For- 
mationen der ISAF/OEF anzugreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 15. September 2009 

Im Einsatzgebiet Afghanistan werden fahrzeuggestützte behelfsmäßi- 
ge Sprengvorrichtungen (Vehicle Borne Improvised Explosive De- 
vices, VBIED) durch Opposing Militant Forces (OMF) eingesetzt, um 
Anschläge gegen ISAF-/OEF-Kräfte auszuführen. 

So wurde beispielsweise am 13. Juni 2008 mit einem mit Sprengstoff 
beladenen Tankfahrzeug die Hauptzufahrt des Gefängnisses in Kan- 
dahar zerstört. Bei diesem Anschlag kamen zahlreiche Angehörige der 
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Afghan National Security Forces (ANSF) ums Leben und mehrere 
Hundert Gefängnisinsassen konnten entkommen. 

Im Jahr 2009 wurden in Afghanistan bisher acht Anschläge durch mit 
Sprengstoff beladene Lastkraftwagen registriert. In zwei Fällen konn- 
te die Sprengladung rechtzeitig entschärft werden. Sechs Anschläge 
gelangten zur Ausführung. So zum Beispiel am 25. August 2009 bei 
der Explosion eines vermutlich präparierten Tankfahrzeuges in der In- 
nenstadt in Kandahar, bei der mindestens 40 Menschen ums Leben 
kamen und etwa 60 weitere verletzt wurden. 

Lastkraftwagen allgemein und Tankfahrzeuge im Besonderen stellen 
in den Händen der OMF in Afghanistan permanent eine Bedrohung 
für Kräfte der ISAF und OFF dar. 


50. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 


Welche militärischen Nutzungsoptionen für 
den Luft-Boden-Schießplatz in der Kyritz-Rup- 
piner Heide werden im BMVg diskutiert, und 
welche konkrete Rolle spielen dabei Überle- 
gungen, das Gelände als Zielzentrum im Rah- 
men der Vorbereitung des Einsatzes unbe- 
mannter Aufklärungs- und Kampfdrohnen zu 
nutzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 14. September 2009 

Über die weitere Verwendung des Truppenübungsplatzes Wittstock 
(Kyritz-Ruppiner Heide) ist noch nicht entschieden. 

Die Prüfung dauert an. Wann diese abgeschlossen werden kann, ist 
gegenwärtig noch nicht absehbar. 


51. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Fällt nach Ansicht der Bundesregierung das 
Gelände des Luft-Boden-Schießplatzes in der 
Kyritz-Ruppiner Heide, wenn es für eine zivile 
Nutzung freigegeben werden sollte, unter das 
Verwaltungsabkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Land Branden- 
burg, wonach ehemalige sowjetische Militärlie- 
genschaften dem Land Brandenburg unentgelt- 
lich übertragen werden, und wenn ja, gibt es 
bereits Gespräche zwischen dem Bund und 
dem Land Brandenburg im Hinblick auf eine 
Übertragung dieser Liegenschaft an das Land 
Brandenburg? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 16. September 2009 

Über die weitere Verwendung des Truppenübungsplatzes Wittstock 
(Kyritz-Ruppiner Heide) ist noch nicht entschieden. Die Frage einer 
Übertragung des Geländes an das Land Brandenburg stellt sich daher 
derzeit nicht. 


52. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit der Übertragung der Gesamtfläche 
dieses Geländes in das Nationale Naturerbe 
entsprechend dem Beschluss des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages vom 
l.Juli 2009, und wer könnte nach Meinung 
der Bundesregierung in diesem Fall die Träger- 
schaft übernehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 16. Septemher 2009 

Auf die Antwort zu Frage 5 1 wird verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


53. Abgeordneter 

Daniel 

Bahr 

(Münster) 

(FDP) 


Wie viele der im Krankenhausfinanzierungs- 
reformgesetz (KHRG) vorgesehenen, über ein 
Förderprogramm bis zum Jahr 2011 neu zu 
schaffenden bis zu 17 000 Pflegestellen im 
Krankenhaus wurden bereits geschaffen (Auf- 
stellung bitte nach Bundesländern)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 16. Septemher 2009 

Der Bundesregierung liegen noch keine Informationen über die An- 
zahl der bisher in den Krankenhäusern mit Hilfe des so genannten 
Pflegestellen-Förderprogramms neu geschaffenen zusätzlichen Stellen 
im Bereich der Pflege vor. Nach § 4 Absatz 10 Satz 12 des Kranken- 
hausentgeltgesetzes hat der Spitzenverband Bund der Krankenkassen 
dem Bundesministerium für Gesundheit jährlich bis zum 30. Juni 
- erstmals zum 30. Juni 2010 - über die Zahl der Vollkräfte und die 
aufgestockten Teilzeitstellen zu berichten, die auf Grund der Förde- 
rung jeweils im Vorjahr zusätzlich beschäftigt wurden. Die erbetenen 
Informationen zum ersten Förderjahr 2009 werden damit erst im 
Frühsommer 2010 vorliegen. 
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54. Abgeordnete 
Maria 
Michalk 

(CDU/CSU) 


Wann beabsichtigt das Bundesministerium für 
Gesundheit die Veröffentlichung einer handli- 
chen Infobroschüre zum Thema Demenz, ins- 
besondere zu den Aspekten Prävention und 
Hilfen für Betroffene und Angehörige? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rolf Schwanitz 
vom 11. September 2009 

Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) veröffentlicht eine 
solche Infobroschüre zum Thema Demenz bereits unter dem Titel: 
„Wenn das Gedächtnis nachlässt“. Darin finden Betroffene, Angehö- 
rige und sonstige Interessierte in übersichtlicher Form nützliche Infor- 
mationen zum Krankheitsbild der Demenz sowie zu der Vielzahl ver- 
fügbarer Hilfen. Die Broschüre wurde zuletzt im Oktober 2008 aktua- 
lisiert, um die neuen Beratungs- und Hilfsangebote der zum 1 . Juli 
2008 in Kraft getretenen Pflegereform zu berücksichtigen. Sie kann 
direkt auf der Web-Seite des BMG (www.bmg.bund.de) heruntergela- 
den werden. 

Darüber hinaus plant das BMG die Veröffentlichung einer Broschüre 
zur Prävention der Demenzerkrankung. Die geplante Broschüre soll 
sich an die Zielgruppe der Bevölkerung ab dem mittleren Erwachse- 
nenalter (ab 40 Jahre) richten, über präventive Maßnahmen der De- 
menzerkrankungen informieren und zu einer gesunden Lebensweise 
motivieren. Die Broschüre soll noch in diesem Jahr veröffentlicht wer- 
den. 


55. Abgeordnete 
Elisabeth 
Scharfenberg 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundes- 
regierung aus Meldungen des epd-Basisdiens- 
tes („Weiter massive Kritik am Notensystem 
für Pflegeheime“, 2. September 2009) oder 
auch des Magazins „FOCUS“ („Verzögern, 
verschleiern“, 31. August 2009), in denen etwa 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des MDK 
Rheinland-Pfalz kritisieren, dass mehrere 
Pflegeeinrichtungen, die nach der neuen 
Bewertungssystematik nach § 1 1 5 SGB XI 
(„Schulnotensystem“) geprüft worden seien, 
befriedigende bis sehr gute Gesamtnoten erhal- 
ten hätten, obwohl in den Einrichtungen erheb- 
liche Pflegemängel festgestellt worden seien? 


56. Abgeordnete 
Elisabeth 
Scharfenberg 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Gründen hält die Bundesregie- 
rung auf Grundlage dieser massiven Kritik - 
auch im Zusammenhang mit einer Äußerung 
von Klaus-Dieter Voß, Vorstand des GKV- 
Spitzenverbandes, dass die Noten „(...) nicht 
ganz unsere vielleicht hochgesteckten Erfah- 
rungen“ erfüllen würden (Magazin FOCUS, 
„Verzögern, verschleiern“, 31. August 2009) - 
eine Überarbeitung der Bewertungssystematik 
für erforderlich, und in welcher Form? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rolf Schwanitz 
vom 11. Septemher 2009 

Die Fragen werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Die Transparenzvereinbarungen der Pflegeselbstverwaltung nach 
§115 Absatz la SGB XI und die darin vereinbarten bundesweit ver- 
gleichbaren Kriterien sind ein erster Schritt, um Pflegequalität sicht- 
bar zu machen. 

Von den Landesverbänden der Pflegekassen sind noch keine Ergeb- 
nisse freigegeben worden. Ergebnisse, auf deren Grundlage bereits 
jetzt seriös über Schlussfolgerungen diskutiert werden könnte, liegen 
daher noch nicht vor. Erste Rückmeldungen aus der MDK-Gemein- 
schaft zeigen, dass die Prüfergebnisse im gesamten Notenspektrum 
liegen und damit Pflegeeinrichtungen mit erheblichen Pflegemängeln 
in der Benotung entsprechend ausgewiesen werden. 

Es ist darüber hinaus auf mehreren Ebenen dafür Sorge getragen, dass 
einerseits die erstmalig erstellten Transparenzvereinbarungen und ihre 
Umsetzung kritisch begleitet und andererseits das Prüfgeschehen auf 
gesicherter Grundlage weiterentwickelt werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


57. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie sieht der Zeitplan bei der Entscheidungs- 
findung bezüglich der Sanierung des Bahn- 
hofes in Münster aus, und in welchem Stadium 
befinden sich die Planungen der Deutschen 
Bahn AG? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 14. September 2009 

Die Investorenlösung für das Empfangsgebäude Münster Hauptbahn- 
hof scheiterte im Aprü 2009. Daher ist die DB Station&Service AG 
gezwungen, für das Empfangsgebäude ein neues Konzept zu erarbei- 
ten. Dies geschieht zurzeit in enger Abstimmung mit der Stadt Müns- 
ter. 

Bei der Verkehrsstation Münster Hauptbahnhof befindet sich die 
DB Station&Service AG termingerecht in der Planungsphase. Nach 
Auskunft der DB Station&Service AG werden die ersten bauvorberei- 
tenden Maßnahmen im Dezember 2009 erfolgen; das Ende der Bauar- 
beiten liegt voraussichtlich im Frühjahr 2013. 
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58. Abgeordnete 

Dorothee 
Menzner 
(DIE LINKE.) 


Wie viele Güterzüge und Lastkraftwagen zwi- 
schen Wilhelmshaven und Oldenburg erwartet 
die Bundesregierung durchschnittlich je Rich- 
tung und Tag im Verkehr von und zum Jade- 
Weser-Port in jedem der ersten fünf Jahre 
nach Inbetriebnahme der ersten Ausbaustufe, 
und wie hoch prognostiziert die Bundesregie- 
rung den Anteil des Zu- und Abbringerver- 
kehrs dieses Tiefwasser-Containerhafens, der 
mit Eeederschiffen bewältigt werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 11. September 2009 

Güterzüge 

Aufgrund vorliegender verkehrswissenschaftlicher Untersuchungen 
wird durch den Bau des Tiefwasserhafens Wilhelmshaven im Jahr 
2015 auf der Strecke Wilhelmshaven-Oldenburg mit einem Zuwachs 
um 34 Güterzüge auf insgesamt 43 Güterzüge je Tag und Richtung 
gerechnet. 

Lastkraftwagen 

Das im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für das Vorhaben 
„Jade-Weser-Port“ erstellte Verkehrsgutachten zur Hinterlandanbin- 
dung (Mai 2003) kommt zu dem Ergebnis, dass die Bundesauto- 
bahn 29 zwischen Wilhelmshaven und Oldenburg mit Inbetriebnahme 
des Jade-Weser-Ports werktäglich in beiden Richtungen insgesamt im 
Minimum mit rd. 650 Lahrten bis zu 1 200 Lahrten im Maximum fre- 
quentiert werden wird, wobei es voraussichtlich zu einer etwas stärke- 
ren Beanspruchung im Zulauf zum Hafen in Richtung Wilhelmshaven 
kommen wird. Die Verkehre sollen sich dann über einen Zeitraum 
von ca. fünf bis zwölf Jahren auf rd. 1 000 Lahrten/Werktag (Mini- 
mum) bis auf 1 800 Lahrten/Werktag (Maximum) erhöhen. 

Leederschiffe 

Der Transshipmentanteil (Leederverkehr) wird in dem genannten Ver- 
kehrsgutachten in drei Szenarien mit 55 Prozent, 65 Prozent oder 
70 Prozent der jährlich umgeschlagenen Containermengen wie folgt 
bewertet: 


Anteile des Hinterlandverkehrs bei verschiedenen Transshipmentvarianten 


Varianten- 

Nr. 

Transshipmentanteil 
in % 

von gesamt TEU 

Anteil Hint 

in % 

von gesamt TEU 

erlandverkehr 

in TEU 

bei 2,7 Mio. TEU gesamt 

1 

55 

45 

1 215 000 

2 

65 

35 

945 000 

3 

70 

30 

810 000 
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59. Abgeordnete 

Dorothee 
Menzner 
(DIE LINKE.) 


Welche Aufträge wurden an die Kanzlei Höl- 
ters & Eising vergeben, die laut Antwort der 
Bundesregierung auf meine schriftliche Era- 
ge 47 auf Bundestagsdrucksache 16/13965 „im 
Rahmen der Erarbeitung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuorganisation der Eisenbah- 
nen des Bundes“ eine „ergänzende Beratung“ 
für ein Honorar von über 1 Mio. Euro geleistet 
hat, und in welcher Höhe wurden diese Aufträ- 
ge jeweils im Einzelnen honoriert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 11. September 2009 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung hat 
im Rahmen der Erarbeitung des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuor- 
ganisation der Eisenbahnen des Bundes die Rechtsanwaltskanzlei Höl- 
ters & Eising mit einer ergänzenden Beratung beauftragt. Wegen der 
sehr komplexen bilanz- und wirtschaftsrechtlichen Eragen war diese 
ergänzende Beratung insbesondere im Hinblick auf die Erarbeitung 
des Artikels 1 (Gesetz über die teilweise Kapitalprivatisierung der 
Deutsche Bahn Aktiengesellschaft), des Artikels 2 (Bundeseisen- 
bahnenstrukturgesetz) und des Artikels 3 (Bundesschienenwegegesetz) 
erforderlich. Die auf einem einheitlichen Rahmenvertrag basierende 
Beratung erstreckte sich von der Prüfung von Stellungnahmen und 
Gutachten über Vorschläge zur Änderung des Gesetzentwurfs bis hin 
zur Prüfung von Modellvarianten. Das Beratungshonorar wurde mo- 
natlich auf Stundenbasis abgerechnet. 


60. Abgeordneter 

Jörg 

Tauss 

(fraktionslos) 


Hat das Schiedsverfahren zu den streitgegen- 
ständlichen Mautverträgen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und Toll Collect be- 
reits stattgefunden, bzw. wie ist der Stand des 
Verfahrens? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 11. September 2009 

Die zwischen dem Bund und dem Toll-Collect-Konsortium bzw. der 
Toll Collect GmbH anhängigen beiden Mautschiedsverfahren sind 
noch nicht beendet. Eine erste mündliche Verhandlung vor dem 
Schiedsgericht hat im Juni 2008 stattgefunden. Der Termin für eine 
zweite mündliche Verhandlung steht noch nicht fest. 


61. Abgeordneter 

Hartfrid 

Wolff 

(Rems-Murr) 

(EDP) 


Seit wann ist der Bundesregierung das Mahn- 
verfahren der EU gegen den Bund bekannt, in 
dem auch die Regionalplanung der Region 
Stuttgart auf ihre Zulässigkeit hin hinterfragt 
wird, und welche Auswirkungen kann das 
Mahnverfahren auf den Regionalplan haben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 15. Septemher 2009 

Die Europäische Kommission hat der Bundesregierung ein Aufforde- 
rungsschreiben übermittelt, das am 29. Juni 2009 bei der Ständigen 
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland in Brüssel eingegangen 
ist. Die Bundesregierung hat der Kommission ihre Stellungnahme 
fristgerecht binnen zwei Monaten übermittelt. Sie hat ausgeführt, dass 
die raumordnerischen Planungsvorschriften der Länder sowohl unter 
dem Gesichtspunkt der Niederlassungsfreiheit als auch der EG- 
Dienstleistungsrichtlinie gemeinschaftsrechtskonform seien. Auswir- 
kungen auf den Regionalplan der Region Stuttgart sind im derzeitigen 
frühen Verfahrensstadium nicht ersichtlich; eine abschließende Bewer- 
tung ist noch nicht möglich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


62. Abgeordnete Welche Eorschungsarbeiten, Gutachteraufträ- 

Gudrun ge und Studien sind vom Bundesministerium 

Kopp für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 

(EDP) heit (BMU) seit dem Jahr 2005 an wen verge- 

ben worden, und welche Kosten sind dafür ent- 
standen (Einzelaufstellung)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller 
vom 16. Septemher 2009 

Im BMU besteht keine gesonderte Erfassung, die eine Auswertung 
zur Beantwortung der Erage ermöglicht. Erforderlich wäre deshalb 
eine manuelle Sichtung aller seit 2005 erfolgten Vergaben im BMU so- 
wie eine individuelle Bewertung der Zuordnung des Auftrages zu den 
in der Eragestellung genannten Eallgruppen. Dies ist innerhalb der 
zur Verfügung stehenden Zeit nicht leistbar und würde einen unver- 
hältnismäßigen Aufwand erfordern. 

Nach einer überschlägigen Prüfung dürften sich die vom BMU unmit- 
telbar erteilten Aufträge in folgender Größenordnung bewegen: 


Jahr 

Anzahl der Aufträge 

Auftragsvolumen 

inT€ 

2005 

65 

7 600 

2006 

65 

6 400 

2007 

85 

11700 

2008 

135 

16 400 

2009 

65 

11 200 
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Das Auftragsvolumen gibt die vertraglich vereinbarte maximale Ver- 
gütung über die gesamte Laufzeit der im jeweiligen Jahr vergebenen 
Verträge an. 

Die Finanzierung der Verträge erfolgt überwiegend aus Haushaltsmit- 
teln des im BMU-Haushalt veranschlagten Umweltforschungsplans. 


63. Abgeordnete 

Gudrun 

Kopp 

(FDP) 


Welche Forschungsarbeiten, Gutachteraufträ- 
ge und Studien sind vom Bundesamt für Strah- 
lenschutz (BfS) seit dem Jahr 2005 an wen ver- 
geben worden, und welche Kosten sind dafür 
entstanden (Einzelaufstellung)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 18. September 2009 

Im BfS besteht keine Möglichkeit, eine umfassende Auswertung zur 
Beantwortung der Frage per Datenbank vorzunehmen. Erforderlich 
wären deshalb eine manuelle Sichtung aller seit 2005 erfolgten Verga- 
ben sowie eine individuelle Bewertung der Zuordnung des Auftrages 
zu den in der Fragestellung genannten Fallgruppen. Dies ist innerhalb 
der zur Verfügung stehenden Zeit nicht leistbar und würde einen un- 
verhältnismäßigen Aufwand erfordern. 

Nach einer überschlägigen Prüfung bewegen sich die vom BfS unmit- 
telbar erteilten Aufträge in folgender Größenordnung: 


Jahr 

Anzahl der Aufträge 

Auftragsvolumen 

inT€ 

2005 

232 

45 429 

2006 

216 

31810 

2007 

156 

37 397 

2008 

169 

44 712 

2009 

143 

31 271 


Das Auftragsvolumen gibt die vertraglich vereinbarte maximale Ver- 
gütung über die gesamte Laufzeit der im jeweiligen Jahr vergebenen 
Verträge an. Die Aufträge umfassen sowohl Vorhaben des im BMU- 
Haushalt veranschlagten Umweltforschungsplans (Kapitel 16 04) als 
auch aus Haushaltsmitteln des Kapitels 16 07 erteilte Aufträge, die 
über entsprechende Einnahmen refinanziert sind. 


64. Abgeordneter 

Horst 

Meierhofer 

(FDP) 


Auf welche einzeln aufzuführenden Studien 
stützt die Bundesregierung die Aussage, dass 
unterhalb der geltenden Grenzwerte für hoch- 
frequente elektromagnetische Strahlung keine 
gesundheitsrelevanten Wirkungen auftreten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller 
vom 15. Septemher 2009 

Die Bundesregierung stützt ihre Aussage, dass unterhalb der gelten- 
den Grenzwerte für hochfrequente elektromagnetische Strahlung kei- 
ne gesundheitlichen Wirkungen auftreten, auf die Bewertung nationa- 
ler und internationaler Expertengremien, die hierfür die gesamte ver- 
fügbare Literatur herangezogen haben. Im Wesentlichen sind dies 
Empfehlungen 

- der Strahlenschutzkommission (z. B. Wirkung hochfrequenter Lei- 
der auf das Genom: Genotoxizität und Genregulation, Berichte der 
Strahlenschutzkommission, Heft 62), 

- der Internationalen Kommission zum Schutz vor nicht ionisieren- 
der Strahlung (z. B. Exposure to high frequency electromagnetic 
fields, biological effects and health consequences - 100 kHz bis 
300 GHz -, 2009), 

- der Weltgesundheitsorganisation (z. B. Environmental Health Cri- 
teria 137, Electromagnetic Eieids), 

- des National Council on Radiation Protection and Measurement 
der USA (z. B. Report No. 086 - Biological Effects and Exposure 
Criteria for Radiofrequency Electromagnetic Eieids) oder 

- des National Radiological Protection Board aus England (z. B. Re- 
view of the Scientific Evidence for Limiting Exposure to Electro- 
magnetic Eieids - 0 bis 300 GHz). 

Zudem hat die Bundesregierung in den Jahren 2002 bis 2008 das erste 
Deutsche Mobilfunk Eorschungsprogramm (DME) mit 54 einzelnen 
Studien durchgeführt. Die Ergebnisse und deren Bewertung sind 
ebenfalls publiziert. 

Die diesen Bewertungen zugrunde liegenden Einzelstudien gehen in 
die Tausende. Sie können im Einzelnen den jeweiligen Reviews der ge- 
nannten Gremien entnommen werden. Eine Übersicht der verfügba- 
ren wissenschaftlichen Literatur bietet auch die u. a. von der Bundes- 
regierung unterstützte Literaturdatenbank der Universität Aachen 
(www.emf-portal.de). 

Auch wenn der aktuelle Erkenntnisstand keine Hinweise auf gesund- 
heitliche Beeinträchtigungen liefert, wird die Bundesregierung weiter- 
hin neue Eorschungsergebnisse aufmerksam verfolgen und auswerten 
und auch selbst nach Abschluss des DME gezielt weiter Eorschung 
fördern, um das Wissen zur Risikobewertung in einigen Bereichen, 
insbesondere zu Langzeitwirkungen und zu Kindern, weiter zu verbes- 
sern. Hierzu wurde ein dreijähriges Eorschungsprogramm mit einem 
Gesamtbudget von ca. 5 Mio. Euro erstellt. 



Drucksache 16/14064 


- 66 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


65. Abgeordneter Wie wurden diese einzeln aufzuführenden Stu- 

Horst dien finanziert? 

Meierhofer 

(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller 
vom 15. September 2009 

Der Bundesregierung liegen keine detaillierten Informationen über 
die Finanzierung einzelner wissenschaftlicher Studien im In- und Aus- 
land vor. Die Förderung einzelner Studien wird in der Regel in den 
sog. Acknowledgements der Fachveröffentlichungen genannt. Inzwi- 
schen ist es übliche Veröffentlichungspolitik anerkannter Fachzeit- 
schriften, dass Autoren gegenüber der Fachredaktion eine Erklärung 
zu möglichen Interessenkonflikten abgeben müssen und die Finanzie- 
rung in den Acknowledgements benannt werden muss. In aller Regel 
werden Studien mischfinanziert, d. h. die Finanzierung erfolgt einer- 
seits im Rahmen der institutioneilen Förderung des durchführenden 
Forschungsinstituts und andererseits durch einen oder mehrere sog. 
Drittmittelgeber. 

Das DMF, eines der größten weltweit, wurde anteilig durch die Bun- 
desregierung und die Mobilfunknetzbetreiber finanziert. Inhaltliche 
Ausrichtung und Studiendesign der Forschungsprojekte lagen aller- 
dings allein in der Zuständigkeit des BfS, um eine mögliche Einfluss- 
nahme durch Interessenvertreter und Geldgeber auf die Untersu- 
chungsergebnisse bereits im Vorfeld auszuschließen. Dieser sog. 
Firewall-Ansatz wurde auch bei der Durchführung internationaler 
Programme implementiert (z. B. England und USA). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


66. Abgeordneter 

Paul K. 
Friedhoff 

(FDP) 


Auf welche Weise beabsichtigt die Bundes- 
regierung dem Zustand abzuhelfen, dass das 
Bundesverwaltungsamt in Köln unter der 
so genannten BaföG-Hotline (Nummer 
022899-3584500) zu offiziellen Kontaktzeiten 
nicht oder kaum erreichbar ist (empirisch be- 
legt im Zeitraum 17. August 2009 bis 8. Sep- 
tember 2009)? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Quennet-Thielen 
vom 16. September 2009 

Im Rahmen der Fachaufgabe „Darlehensverwaltung und -einzug nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG)“ betreut das Bun- 
desverwaltungsamt (BVA) mit 224 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
an drei verschiedenen Standorten rund 500 000 Darlehensnehmer, die 
sich in der Rückzahlung befinden. 
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Das BVA unternimmt besondere Anstrengungen, um trotz dieser 
hohen Fallzahlen dem individuellen Informationsbedürfnis seiner 
Kunden in diesem Bereich Rechnung zu tragen. Hierzu gehört neben 
ausführlichen Informationen zu den gesetzlichen Regelungen in den 
Feststellungs- und Rückzahlungsbescheiden sowie im Internet insbe- 
sondere auch die telefonische Beratung. 

Den in der Rückzahlung befindlichen Darlehensnehmern ist durch 
den Feststellungs- und Rückzahlungsbescheid die Durchwahl des für 
sie zuständigen Sachbearbeiters bekannt. Während der Servicezeiten 
des BVA (8 bis 16.30 Uhr) ist die telefonische Erreichbarkeit des Bear- 
beiters oder seines Vertreters im Sachgebiet sichergestellt. 

Darüber hinaus hat das BVA für die große Zahl der mit BAföG Ge- 
förderten, die bereits vor Beginn der Rückzahlungsphase (die fünf 
Jahre nach Ablauf der Förderungshöchstdauer einsetzt) Fragen zur 
BAföG-Rückzahlung haben, eine zentrale E-Mail-Adresse und die von 
Ihnen angesprochene zentrale BAföG-Hotline-Nummer 4500 einge- 
richtet. Letzere wird auch von denjenigen Anrufern genutzt, die ihren 
Bearbeiter aufgrund des hohen Anrufaufkommens nicht direkt über 
die Durchwahl erreichen können. 

Dabei kann durch die elektronische Aktenführung im BAföG-Bereich 
jeder Mitarbeiter kompetent auch zu Einzelfragen aus der jeweiligen 
BAföG-Akte Stellung nehmen. 

Die Leistungsfähigkeit der BAföG-Hotline wird einer regelmäßigen 
Qualitätskontrolle unterzogen. So wird die Besetzung der Hotline-An- 
schlüsse täglich überprüft. Weiterhin erfolgt stichprobenartig eine 
Auswertung des Hotline-Telefonverhaltens zentral über die Telekom- 
munikationsanlage des BVA. 

Die Auswertung des Telefonverhaltens für den hier in Rede stehenden 
Zeitraum vom 17. August 2009 bis 8. September 2009 ergibt, dass 
über 90 Prozent der eingehenden Anrufe angenommen worden sind. 
So konnten von 6 803 Anrufen 6 550 bedient werden. 

Die Hotline wird von den für den Darlehenseinzug zuständigen Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeitern betreut. Hierdurch ist sichergestellt, dass 
die telefonischen Anfragen fachlich kompetent bearbeitet werden kön- 
nen. Daher sind trotz des hohen Standards bei der Telefonbetreuung 
Engpässe bei konzentriertem Telefonaufkommen in Einzelfällen nicht 
vollständig auszuschließen. In derartigen Fällen besteht jedoch immer 
die Möglichkeit, eine E-Mail-Anfrage an die zentrale E-Mail-Adresse 
des BVA zu schicken. 
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67. Abgeordnete 
Sylvia 
Kotting-Uhl 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Existieren für die vom ehemaligen Betreiber 
des Atommülllagers Asse II - GSE bzw. Helm- 
holtz Zentrum München (HZM) - in den Jah- 
ren 1993 bis 2008 für das Projekt „Asse“ ver- 
ausgabten, zweckgebundenen Mittel Verwen- 
dungsnachweise (bitte jährliche Darlegung), 
und sind die darüber belegten jährlichen Aus- 
gabesummen deckungsgleich mit den Sum- 
men, die in der Antwort auf meine schriftliche 
Erage 85 auf Bundestagsdrucksache 16/14032 
genannt wurden? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Quennet-Thielen 
vom 17. September 2009 

Eür die in den Jahren 1993 bis 2008 verausgabten Mittel wurden jähr- 
lich Zwischenverwendungsnachweise erstellt. Der umfassende Endver- 
wendungsnachweis wird derzeit durch das „Helmholtz Zentrum Mün- 
chen, Deutsches Eorschungszentrum für Gesundheit und Umwelt 
(HMGU)“ erarbeitet und im Eaufe des Jahres 2010 vorliegen. 

Die Ausgabesummen in diesen Zwischenverwendungsnachweisen 
entsprechen den in der Antwort auf Ihre schriftliche Erage 85 auf 
Bundestagsdrucksache 16/14032 genannten Summen. 


68. Abgeordnete 
Sylvia 
Kotting-Uhl 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wer zeichnet jeweils für die Verwendungs- 
nachweise der vom ehemaligen Betreiber des 
Atommülllagers Asse II - GSE bzw. Helm- 
holtz Zentrum München - in den Jahren 1993 
bis 2008 für das Projekt „Asse“ verausgabten, 
zweckgebundenen Mittel verantwortlich, und 
von wem bzw. welcher Stelle wurden sie über- 
prüft (bitte jährliche Darlegung)? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Quennet-Thielen 
vom 17. September 2009 

Bis zur Übertragung der Asse in die Zuständigkeit des BMU zum 
1. Januar 2009 wurden wegen der fortlaufenden Dauer des Projektes 
„Schließung der Schachtanlage Asse“ von GSE/HMGU jährliche 
Zwischenverwendungsnachweise erstellt. Diese fließen jetzt in den in 
Erage 67 genannten Endverwendungsnachweis ein und wurden und 
werden nach Vorprüfung durch die Oberfinanzdirektion Hannover 
(sogenannter baufachlicher Verwendungsnachweis) durch das BMBE 
schlussgeprüft. Der Endverwendungsnachweis dient der abschließen- 
den zuwendungsrechtlichen Prüfung aller Ausgaben für das Projekt 
„Schließung der Schachtanlage Asse“ bis zum Stichtag 31. Dezember 
2008. 


Berlin, den 18. September 2009 
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